
SEITE 10 // AMBULANTE DIENSTE

Wohngruppen  Das Bundessozialgericht 
hat vor einer Woche erneut eine Grundsatz-
entscheidung zum Wohngruppenzuschlag 
getroffen. Die Aufrechung des Zuschlags 
mit der Hilfe zur Pflege ist rechtswidrig. 

SEITE 2 // THEMA DER WOCHE

Sexualität  Homo- oder Transsexualität in Seni-
orenheimen galt lange als Tabu. Doch mit dem 
Generationenwechsel kommen Menschen, die 
es gewohnt sind, offen mit ihrer sexuellen Ori-
entierung umzugehen. 

SEITE 6 // HEIME

Ärztliche Versorgung  In einem Pilotprojekt 
erproben 15 Pflegeheime zurzeit die elekt-
ronische Arztvisite. Mit ihr ist im ländlichen 
Raum der regelmäßige Kontakt zu Haus- 
und Fachärzten möglich. 
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Pflegepolitische Forderungen zum Internationalen Tag der Pflege

Was sich ändern muss
Wieder einmal: Zum „Tag der Pflege“ am 12. Mai traten Verbände und politische Vertre-

ter mit Forderungen für bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege auf den Plan. 

Berlin // Zum Internationalen Tag 
der Pflege am Freitag vergangener 
Woche haben Politik und Verbände 
mehr Wertschätzung für das oft stark 
belastete Personal angemahnt. „Un-
sere Pflegekräfte setzen sich im Kran-
kenhaus, bei Pflegediensten und in 
Pflegeeinrichtungen unermüdlich 
für andere ein. Dafür haben sie Aner-
kennung, vor allem aber gute Ausbil-
dungs- und Arbeitsbedingungen und 
eine angemessene Bezahlung ver-
dient“, sagte Bundesgesundheitsmi-
nister Hermann Gröhe (CDU). 

Diakonie-Präsident Ulrich Lilie ver-
langte eine bessere Refinanzierung 
der Pflege, um höhere Vergütungen 
realisieren zu können. Die Kommu-
nen müssten für diesen Zweck gleich-
mäßig ausgestattet werden, sagte Li-

lie. Bisher gebe es große Unterschiede, 
was die Sozialämter zahlen könnten. 
Um den Eigenanteil der alten Men-
schen in der Pflege stabil zu halten, 
müsse außerdem die Pflegeversiche-
rung neu austariert werden. Die Dia-
konie entlohne ihre Fachkräfte über-
durchschnittlich, müsse aber die 
Gehälter trotzdem begrenzen, sagte 
Lilie. Sonst würden die Pflegeplätze 
so teuer, dass die Sozialhilfeträger bil-
ligere Einrichtungen vorzögen. 

Ähnlich äußerte sich die Arbeiter-
wohlfahrt (Awo). Die regional unter-
schiedliche, aber quasi überall defi-
zitäre Personalausstattung stelle die 
Pflege seit langem vor eine große He-
rausforderung und gehe zulasten der 
pflegebedürftigen Menschen sowie 
der beruflich Pflegenden. „Eine gute 

personelle Ausstattung ist eine wich-
tige Voraussetzung für eine weiterhin 
hohe Versorgungsqualität“, betonte 
Awo-Vorstand Brigitte Döcker. Verdi-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia Büh-
ler sagte, die Beschäftigten ließen sich 
nicht mehr mit warmen Worten oder 
Mini-Pflege-Programmen abspeisen: 
„Selbstbewusst fordern sie Arbeitsbe-
dingungen, die sie selbst nicht krank 
machen. Sie verlangen, dass sie das, 
was gute Pflege ausmacht, umset-
zen können. Dazu braucht es deutlich 
mehr Personal.“ 

Marktlogik funktioniert nicht

Neben der Anerkennung für die gute 
Arbeit der Pflegekräfte sei der Tag der 
Pflege allerdings auch ein Tag, der 

ziemlich wütend machen kann. Das 
sagte Pia Zimmermann, pflegepoliti-
sche Sprecherin der Linken im Bundes-
tag: „Politik und Gesellschaft müssen 
ehrlich Rechenschaft darüber ablegen, 
wie es um den Pflegealltag wirklich 
steht.“ Das betreffe die Arbeit der Pfle-
gekräfte, die Lage für die Menschen 
mit Pflegebedarf in den Krankenhäu-
sern, in den Pflegeheimen und in ihren 
Wohnungen. „Die Marktlogik, Pflege 
von Menschen als gewinnträchtiges 
Geschäft zu begreifen, verbessert die 
Pflege nicht“, so Zimmermann.

Das Motto des Pflegetages lau-
tete „Eine starke Pflege weist den 
Weg“. Darauf berief sich der Deut-
sche Pflegetag. Dessen Präsident An-
dreas Westfellhaus, sagte: „Wenn 
die professionell Pflegenden an den 
sie betreffenden Entscheidungen 
beteiligt sind, ist ein wesentlicher 
Pfeiler für die Patientensicherheit 
gewährleistet.“� (epd/keha)

// Pflege ist viel mehr als 
Händchenhalten. //
Melanie Huml, Pflegeministerin in 
Bayern.
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FÜR DEN LAUFSTEG 
GEMACHT

Rund 50 Zuschauer haben sich im Foyer des 
Pflegeheims Haus Heilig Geist der München-
stift GmbH eingefunden, um eine Modenschau 
zu erleben, die sonst selten zu sehen ist: Unter 
dem Motto „Frühlingsleuchten“ zeigen neun Be-
wohnerinnen und drei Bewohner im Alter von 70 
bis 92 Jahren außergewöhnliche, von Hand ge-
schneiderte Modekreationen. Das Besondere: Sie 
stammen alle aus einer Damenmaßschneiderei, 
die jungen Frauen in schwierigen Lebenssituati-
onen eine Ausbildung, psychosoziale Stabilisie-
rung und nachhaltige Existenzsicherung bietet. 
Junge Frauen im ersten Ausbildungsjahr haben 
die Kleider ihren Models nicht nur auf den Leib 
geschneidert, sie führen und begleiten sie auch 
mit viel Feingefühl über den Laufsteg. � (ck)
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Soziale Sicherheit

Demografischer 
Wandel ist erledigt
Hannover/Koblenz // Der Koblenzer 
Statistikprofessor Gerd Bosbach hat 
davor gewarnt, den Menschen mit Ka-
tastrophenszenarien einer alternden 
Gesellschaft Angst zu machen. Den 
Großteil des demografischen Wandels 
habe Deutschland bereits im vergan-
genen Jahrhundert gemeistert, sagte 
der Mathematiker in Hannover bei ei-
ner Konferenz zur Rentenpolitik. Alle 
prognostizierten Veränderungen für 
das 21. Jahrhundert seien weitaus we-
niger gravierend, als das, was Deutsch-
land bereits hinter sich habe. Von 
1900 bis 2000 sei die Lebenserwar-
tung der Menschen in Deutschland 
bereits um mehr als 30 Jahre gestie-
gen. Der Anteil der über 65-Jährigen 
sei von fünf auf mehr als 16 Prozent 
gewachsen. Gleichzeitig sei der Anteil 
der unter 20-Jährigen an der Gesamt-
bevölkerung von 44 auf 21 Prozent 
gesunken, erläuterte Bosbach. Für 
das Jahr 2050 etwa werde hierbei le-
diglich ein weiteres Absinken auf 16 
Prozent erwartet. Trotz der demogra-
fischen Entwicklung im 20. Jahrhun-
dert sei in dieser Zeit der Wohlstand 
hierzulande massiv gewachsen. 

Demografie-Ängste, die ein Aus-
sterben der Deutschen oder mate-
rielle Verluste beschwören, habe es 
auch im vergangenen Jahrhundert 
schon gegeben, sagte Bosbach, der an 
der Hochschule Koblenz lehrt. All diese 
Befürchtungen hätten sich als falsch 
herausgestellt. Seit dem Jahr 2000 
gebe es jedoch eine gezielte und „tief-
gehende Angstmache“, die wissen-
schaftlich nicht zu rechtfertigen sei. 
An dieser beteiligten sich interessierte 
Akteure wie Versicherungen, die pri-
vate Vorsorgeverträge verkaufen, und 
Unternehmen, die Lohnnebenkosten 
einsparen wollten, kritisierte er. �(dpa)
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Von Ronja Gysin

Köln/München // Pflegeeinrichtun-
gen entwickeln sich zunehmend zu 
Multikulti-Treffpunkten. Verschie-
dene Nationalitäten der Bewohner 
sind längst Standard und akzeptiert. 
Anders sieht es bei verschiedenen 
sexuellen Orientierungen aus. „Das 
Hauptproblem ist der Wohlfühlfak-
tor“, sagt Markus Ulrich, Pressespre-
cher des Lesben- und Schwulenver-
band Deutschland (LSVD).

Seit Ende der 1960er Jahre ist der 
offene Umgang mit Homo-, Bi- oder 
Transsexualität legitimiert und ge-
sellschaftlich anerkannt. Generatio-
nen, für die dies selbstverständlich 
ist, kommen so langsam in Pflege-
einrichtungen an. Und stoßen nicht 
selten auf konservative Senioren, dis-
kriminierende Kommentare und ab-
wertende Blicke. „Dagegen gilt es, 
mit Wissenstransfer und kulturellen 
Angeboten vorzugehen“, betont der 
LSVD- Mann Ulrich. 

„Das Hauptaugenmerk muss auf 
das soziale Umfeld der Homo- oder 
Transsexuellen liegen“, erzählt Ca-
rolina Brauckmann, Fachberaterin 
für gleichgeschlechtliche Lebenswei-
sen in der Seniorenarbeit Nordrhein- 
Westfalen, einem Projekt des Kölner 
Vereins Rubicon. Anders als bei Seni-
oren mit Kindern und Enkeln, bleibt 
ihnen Besuch im Alter oft verwehrt. 
Ohne soziales Umfeld, steigt die Ge-
fahr zu vereinsamen. „Diese Situation 

ist oft in Senioreneinrichtungen zu be-
obachten“, erzählt Brauckmann. Der 
Politik wäre es am liebsten, die Pfle-
gebedürftigen würden zuhause blei-
ben. Das spare Geld und vermeide 
Konflikte. Doch nicht jeder kann sich 
aussuchen, ob er seinen Lebensabend 
in den eigenen vier Wänden oder in ei-
ner stationären Einrichtung verbringt.

Freizeitgruppen gegen  
Einsamkeit

Aufgrund fehlender regionaler Ange-
bote für Schwule oder Lesben, starte-
ten Brauckmann und Soziologe Georg 
Roth das Projekt „Queer im Quartier“. 
Zusammen unterstützen sie Grün-
dungen von selbst organisierten 
Freizeitgruppen für Senioren, 
wie die lesbischen „Golden 
Girls“ oder die schwulen 
„Golden Gays“. Das Ziel: 
Lebensräume durch Frei-
zeitangebote und ziel-
gerichtete Werbemaß-
nahmen attraktiver zu 
gestalten. Damit Minder-
heiten auch im Alter eine 
wohlbefindliche Umgebung 
genießen können und aktiv blei-
ben. Dazu gehört als wichtiges Ele-
ment die Quartier-Entwicklung. „Es 
ist wichtig, die Szene zu akzeptieren, 
sie auch im Alter zu integrieren und 
die Autonomie der Pflegebedürftigen 
beizubehalten“, betont Historikerin 
Brauckmann. 

Wissenschaftler untersuchen Umgang mit LSBT*I in der Pflege

// Haben Sie keine Angst, etwas Falsches zu sagen //

Interview: Friederike Geisler 

Herr Lottmann, in einem wissen-
schaftlichen Projekt beschäftigt 
sich die Alice Salomon Hochschule 
Berlin mit dem Thema. Bitte be-
schreiben Sie die Studie und ihre 
Zielsetzung kurz.
Das Forschungsprojekt „GLEPA“ 
(Gleichgeschlechtliche Lebensweisen 
und Pflege im Alter) der Alice Salo-
mon Hochschule Berlin geht am Bei-
spiel von pflegebedürftigen LSBT*I- 
Seniorinnen und Senioren Fragen 
zu Individualität und Vielfalt in der 
Pflege nach. Dabei geht es auch um 
Folgen von Hetero- und Asexualisie-
rung in pflegerischen Regeldiensten. 
Damit ist gemeint, dass uns interes-
siert, ob und wie zum Beispiel les-
bische Pflegebedürftige in Heimen 
sichtbar werden und welche Rolle die 
sexuelle oder geschlechtliche Identi-
tät im Pflegealltag spielt.

Ist Homosexualität in der Pflege 
immer noch ein großes Problem 
oder wird nicht mittlerweile eine 

Generation pflegebedürftig, die 
dem Thema etwas offener gegen-
übersteht?
Ich halte Homosexualität nicht für 
ein ‚Problem‘. Die Einstellungen von 
Menschen zum Thema können für 
die zu Pflegenden aber durchaus zu 
einem werden. Auch wenn es mitt-
lerweile mehr rechtliche Gleichstel-
lung gibt, so ändern sich Vorbehalte 
damit nicht automatisch. Wir ha-
ben auch von examiniertem Perso-
nal unter 35 Jahren die Antwort ge-
hört „das ‚Problem‘ haben wir nicht“ 
oder „‘damit‘ haben wir keine Berüh-
rungspunkte“. Und Seniorinnen und 
Senioren, die heute in Pflegeheimen 
leben, sind in Zeiten aufgewachsen, 
als Homosexualität noch kriminali-
siert wurde. Beim Thema Trans und 
Inter ist die Aufklärung oft noch 
weniger gegeben, was in der Praxis 
schnell Pflegefehler nach sich zie-
hen kann. Aufgrund von fehlendem 
Wissen wird dann zum Beispiel lie-
ber über die Person gesprochen, statt 
mit ihr, falsche Pronomen verwen-
det, hormonell unzureichend behan-

delt usw. Doch es gibt auch sehr in-
teressiertes Pflegepersonal, das in 
Einrichtungen gezielt für das Thema 
sensibilisiert. 

Was haben Sie in der Studie bisher 
herausgefunden?
Unsere Studie wird zeigen, dass 
dem Pflegepersonal eine Schlüs-
selstellung zukommt, um Lebens-
geschichten und Identitäten von 
LSBT*I im Pflegealltag sichtbar 
werden zu lassen. Einige der inter-
viewten Heimleiter zeigten deutlich 
fehlende Übung im Umgang mit 
Outingprozessen – bei Pflegeper-
sonal und Pflegebedürftigen. Pfle-
gepersonal, das selbst schwul oder 
lesbisch ist, verfügt über hervorra-
gende Lebensweltkenntnisse von 
Homosexuellen, die Pflege als wich-
tige Ressource begreifen sollte. Die 
hohe Gefahr von Re-Traumatisie-
rungen von inter- und transgender-
geschlechtlichen Seniorinnen und 
Senioren aufgrund früherer Erfah-
rungen im Gesundheitssystem hat 
uns überrascht, es macht soziale 

Arbeit und Biografiearbeit extrem 
bedeutsam.

Was kann in der Pflege getan wer-
den, damit sich LSBT*I dort besser 
aufgehoben fühlen?
Der Aufnahmebogen ist oft schon 
heteronormativ. Das heißt, die be-
nutzte Sprache sieht zum Beispiel 
nur Begriffe wie ‚Ehepartner‘ vor. 
Im Pflegealltag unterbleibt oft ein 
gezieltes Kennenlernen des sozia-
len Netzwerkes von LSBT*I Pfle-
gebedürftigen – obwohl es eine 
extrem wichtige Ressource der Un-
terstützung sein kann. Der Um-
gang sollte möglichst offen sein: 
Nicht nur in Broschüren und News-
letter könnten sie direkt angespro-
chen werden, auch soziale Ange-
bote wie Filmabenden zum Thema 
sind sinnvoll, um – möglichst mit 
allen – ins Gespräch zu kommen. 
Ohne Angst, etwas Falsches zu sa-
gen. Das Personal sollte sich ak-
tiv interessieren für frühere Dis-
kriminierungen im Lebensverlauf, 
für Begrifflichkeiten, den eigenen 

Ängsten und LSBT*I-spezifischen 
Wünschen und Bedürfnissen. 

ee Weitere Informationen unter: 
ifaf-berlin.de/projekte/glepa/ 

ee LSBT*I steht für lesbische, 
schwule, bisexuelle sowie 
trans*- und intergeschlecht-
liche Menschen. Die Schreib-
weise mit dem Sternchen (*) 
soll zusätzlich zu den bekann-
ten Geschlechtsidentitäten 
eine weitere, offene Katego-
rie für Menschen anbieten, die 
sich eigenständig definieren. 

Ralf Lottmann ist wissenschaftlicher 

Mitarbeiter des Projektes GLEPA der 

ASH Berlin.� Foto: Alexander Rentsch

Auch in Bayern gehen Vorreiter 
voran. Im Pilotprojekt „Öffnung der 
vollstationären Pflege für gleichge-
schlechtliche Lebensweisen“, das seit 
einem Stadtratsbeschluss 2014 be-
steht, setzt sich etwa die München-

stift GmbH für die Gleichbehand-
lung von Transsexuellen, Schwulen 
und Lesben in Pflegeheimen ein. 
„Ziel des Projekts ist es, Bewohnern 
mit unterschiedlichen Bedürfnissen 
ein Gefühl von zuhause zu vermit-

teln“, sagt Jagoda Rosul-Gajic, Pro-
jektleitung in der Stabstelle Vielfalt. 
Getreu dem Motto: Ohne schiefe Bli-
cke, ohne Diskriminierung, einfach 
sein, wie man ist. 

Regenbogenschild, Tanzabende 
und Bilderausstellungen

Insgesamt nehmen drei von neun 
Häusern der Münchenstift GmbH 
am Projekt teil. Fachlich begleitet 
die Koordinierungsstelle für gleich-
geschlechtliche Lebensweisen und 
das Sozialreferat München. Durch 
ein Regenbogenschild am Eingang 
sind teilnehmende Einrichtungen 
gekennzeichnet. 

Szene-Vereine wie „Sub“ oder die 
Beratungsstelle „Rosa Alter“ unter-
stützen das Projekt mit ihrem Wissen 
und ihren Lokalitäten. Beteiligungen 
wie das „Forum Homosexualität“ or-
ganisieren zusätzlich Aktivitäten wie 
Stadtrundgänge und vermitteln Ge-
schichten aus der Vergangenheit der 

Homosexualität. 
Tanzabende oder 

Bilderausstellun-
gen, die Transse-
xuelle abbilden, 
ergänzen das 
Portfolio. Besucht 
werden die häus-

lichen Events von 
Schwulen und Les-

ben, als auch von he-
terosexuellen Bewoh-

nern und Besuchern. 
Ob Pflegeheime extra einen 

Schwulen- oder Lesbenbereich mit 
speziellen Angeboten anbieten soll-
ten, ist in Frage zu stellen. „Da gehen 
die Meinungen der LGBT- Commu-
nity auseinander“, so die Politikwis-
senschaftlerin Rosul-Gajic. 

Unterschiedliche sexuelle Orientierungen in der Pflege 

Die Pflege wird bunter 
Homo- oder Transsexualität in Seniorenheimen galt lange als Tabu. 

Doch mit dem Generationenwechsel kommen Menschen, die es 

gewohnt sind, offen mit ihrer sexuellen Orientierung umzugehen. 

Verschiedene Projekte sollen Diskriminierung vorbeugen und für 

mehr Verständnis untereinander sorgen. 
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Mehr Unabhängigkeit von den Kassen 

Laumann will den MDK neu ordnen
Zum Ende seiner Amtszeit legt sich Pflegebevollmächtig-

ter Karl-Josef Laumann nochmal mit den Kassen an. Mehr 

Transparenz und Unabhängigkeit lauten seine Forderun-

gen. Dazu will er den MDK von den Kassen entflechten. 

Von Steve Schrader

Berlin // Nach drei Jahren im Amt 
zieht der Pflegebevollmächtigte und 
Patientenbeauftragte der Bundesre-
gierung, Karl-Josef Laumann (CDU), 
Bilanz. Zwar fällt sein Zwischenfa-
zit durchaus positiv aus. Doch Hand-
lungsbedarf gibt es weiterhin ge-
nug. Im Fadenkreuz seiner Kritik 
stehen vor allen die Krankenkassen. 
„Das ganze System ist von viel Miss-
trauen begleitet“, sagte Laumann am 
Dienstag vergangener Woche in Ber-
lin. Transparenz könne dazu beitra-
gen, die „Misstrauenskultur“ im Ge-
sundheitssystem abzubauen. 

Eine Kernforderung des Patien-
tenbeauftragten ist die Neuorga-
nisation des Medizinischen Diens-
tes der Krankenversicherung (MDK). 
„Viele Patienten und Pflegebedürfti-
gen empfinden den MDK als verlän-
gerten Arm der Kranken- und Pflege-
kassen“, sagte Laumann. Das Problem 
aus seiner Sicht: Laut Gesetz könn-
ten bis zu einem Viertel der Verwal-
tungsratsmitglieder des MDK ganz 
legal hauptamtlich bei den Kranken- 
und Pflegekassen angestellt sein. 
Zudem erlässt der GKV-Spitzenver-
band Richtlinien für den MDK. „Ich 
sehe hier einen klaren Handlungs-
bedarf. Patienten und Pflegebedürf-
tige müssen ohne jeden Zweifel dar-
auf vertrauen können, dass der MDK 
grundsätzlich unabhängig und neut-
ral aufgestellt ist. Daher muss er per-
sonell wie inhaltlich neu organisiert 

und von den Kranken- und Pflegekas-
sen gelöst werden“, sagt Laumann.

Der GKV-Spitzenverband indes 
sieht keinen Handlungsbedarf und 
kann die Kritik nicht nachvollziehen. 
„Die Medizinischen Dienste machen 
einen wirklich guten Job, wie sich bei-
spielsweise an der sehr guten Umset-
zung der Pflegereform zeigt. 85 Pro-
zent der Pflegebedürftigen geben den 
Medizinischen Diensten gute Noten. 
Einen grundlegenden Reformbedarf 
lässt sich unseres Erachtens aus sol-
chen Zufriedenheitswerten nicht ab-
leiten“, so Florian Lanz, Sprecher des 
GKV-Spitzenverbandes, gegenüber 
CAREkonkret. 

Hilfsmittelversorgung im Fokus

Doch Laumann lässt nicht locker: 
Scharfe Kritik an den Kassen übte er 
auch mit Blick auf die Hilfsmittelver-
sorgung. Nur auf sein Drängen hin 
habe der GKV-Spitzenverband „nach 
sage und schreibe rund 23 Jahren 
endlich das Hilfsmittelverzeichnis 
im Bereich der Inkontinenzhilfsmit-
tel überarbeitet“, so Laumann. Die 
Hilfsmittelversorgung war in der Ver-
gangenheit immer wieder Anlass für 
massive Beschwerden gewesen. Dass 
hochbezahlte Volkswirte in den Spit-
zenpositionen des Verbands bei Aus-
schreibungen von Hilfsmitteln nur 
auf den Preis und nicht auf die Quali-
tät geachtet hätten, sei schlimm. Mit 
dem „Gesetz zur Stärkung der Heil- 
und Hilfsmittelversorgung“ habe die 

Bundesregierung jetzt erreicht, dass 
die Qualität der Hilfsmittel bei Aus-
schreibungen erheblich an Bedeu-
tung gewonnen hat und die Patien-
ten nun eine gesetzlich garantierte 
Wahlfreiheit zwischen verschiede-
nen aufzahlungsfreien Hilfsmitteln 
haben. „Dass der Gesetzgeber hier 
eine bessere Qualität vorschreiben 
musste, ist traurig“, sagte Laumann.

Beweislastumkehr bei  
Behandlungsfehler 

Darüber hinaus forderte Laumann 
eine Erleichterung der Beweislast 
für die Versicherten, wenn diese von 
einem Behandlungsfehler betroffen 
sind. „Bisher müssen die Patienten 
nachweisen, dass der Behandlungs-
fehler zweifelsfrei Ursache für ei-
nen erlittenen Schaden war. Das ist 
in der Praxis sehr schwierig, manch-
mal sogar unmöglich.“ Ein solcher 
Nachweis sei in der Medizin kaum 
zu führen – insbesondere wenn Pati-
enten mehrere Arzneimittel einneh-
men oder Vorerkrankungen haben. 
Deshalb müsse es künftig ausrei-
chen, wenn der Zusammenhang zwi-
schen Behandlungsfehler und Scha-
den überwiegend wahrscheinlich 
ist. „Darüber hinaus müssen wir die 
Krankenkassen noch stärker in die 
Pflicht nehmen, Patienten bei dem 
Nachweis eines Behandlungsfehlers 
zu unterstützen. Bisher heißt es ge-
setzlich, dass sie das sollen. Ich halte 
es für richtig, daraus eine Muss-Rege-
lung zu machen.“

Positiv wertete Laumann seine 
Initiativen zur Entbürokratisierung 
bei der Pflegedokumentation und 
zur besseren Bezahlung von Pfle-
gekräften sowie Reformen der Re-

gierungskoalition zum Pflege-TÜV 
und zur Pflegeausbildung. Zugleich 
tritt Laumann für eine Bundespfle-
gekammer ein. Bislang seien nur 
akademische Berufe in der Selbst-
verwaltung vertreten, kritisierte er. 
Eine Bundespflegekammer bedeute 
nicht mehr Bürokratie, sondern sei 
eine Standesvertretung ähnlich der 
Bundesrechtsanwaltskammer.

DEVAP fordert Strukturreform 

Der Deutsche Evangelische Verband 
für Altenarbeit und Pflege (DEVAP) 
warnt vor vorschnellen Erfolgsmel-
dungen. „Es ist noch nicht alles un-
ter Dach und Fach, was Herr Lau-
mann auf seiner Pressekonferenz so 
eindrucksvoll als Erfolgsbilanz ver-
kauft“, sagte Geschäftsführer Tho-
mas Eisenreich. „Gerade bei der re-
duzierten Pflegedokumentation und 
den noch bevorstehenden Projekten, 
wie beispielsweise der Einführung 
der Qualitätsindikatoren, sehen wir 
die bisherigen Erfolge schon wie-
der in Gefahr.“ Es sei anzunehmen, 
dass die Erhebung von Qualitätsin-
dikatoren wieder neue Dokumenta-
tionserfordernisse mit sich bringen. 
„Was eingespart wurde, wird wie-
der obenauf gesetzt. Da bleibt von 
der Erfolgsbilanz dann nicht mehr 
viel übrig.“ 

Auch die weiteren Probleme, die 
Laumann aufgeworfen habe, wie 
die tarifliche Entlohnung der Pfle-
gekräfte auch im SGB V analog zum 
SGB XI zu verankern und die Schaf-
fung der Unabhängigkeit des MDK 
zeigten weiteren Handlungsbedarf 
auf. „In den nächsten Jahren müs-
sen weitere Strukturreformen erfol-
gen“, sagte Eisenreich.

Karl-Josef Laumann: „Viele Pflegebedürftige empfinden den MDK als verlängerten Arm 

der Kranken- und Pflegekassen.“� Foto: Holger Groß

Bundespräsident Frank Walter Steiner

� Foto: Bundesregierung/Steffen Kugler 

Das Kuratorium Deutsche Al-
tershilfe (KDA) hat einen neuen 
Schirmherren: Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier setzt 
die Tradition der bisherigen Bun-
despräsidenten fort und hat die 
Schirmherrschaft für das KDA 
übernommen. „Unsere Gesell-
schaft steht vor großen Heraus-
forderungen, was die Förderung 
von Selbstbestimmung und gesell-
schaftlicher Teilhabe, von Betreu-
ung und Pflege der älteren Men-
schen betrifft“, schreibt Steinmeier 
in einem Brief an den KDA Vorsit-
zenden Frank Schulz-Nieswandt. 
Um weiterhin „gute und überzeu-
gende Lösungen“ zu finden seien 
Sachverstand, Initiative, Ideen 
und Engagement gefragt, so der 
Bundespräsident. Die Mitglieder 
des Kuratoriums Deutsche Alters-
hilfe „bringen diese Eigenschaften 
und Fähigkeiten mit“. Deshalb sei 
er gerne bereit, das Wirken des 
KDA zu unterstützen.

1962 haben der damalige Bun-
despräsident Heinrich Lübke und 
seine Frau Wilhelmine Lübke das 
Kuratorium ins Leben gerufen.

Wiederwahl 

Meurer bleibt  
bpa-Präsident
Berlin // Bernd Meurer, seit 1997 
amtierender Präsident des Bundes-
verbandes privater Anbieter sozi-
aler Dienste (bpa), ist für vier wei-
tere Jahre in seinem Amt bestätigt 
worden. Auf der Bundesmitglieder-
versammlung in Berlin am 11. Mai 
wurde er einstimmig zum Präsiden-
ten gewählt. „Wir wollen ein klares 
Bekenntnis der Politik zu den priva-
ten Anbietern in der Pflege. Wir wol-
len, dass wieder laut und deutlich Ja zu 
Markt und Wettbewerb in der Pflege 
gesagt wird“, sagte Meurer in seiner 
Rede vor knapp 700 Vertretern der 
Mitgliedseinrichtungen. 

Rainer Brüderle, Präsident des 
bpa-Arbeitgeberverbandes, betonte 
in seiner Rede die Bedeutung des 
Mittelstandes für die Pflege: „Es ist 
der Mittelstand, der dieses Land groß 
gemacht hat. Es ist der Mittelstand, 
der dieses Land stabil hält. Und es 
sind die mittelständischen Pflege-
unternehmen, die für Vielfalt, Inno-
vationen, Qualität und Verantwor-
tungsbewusstsein stehen. Er hat die 
wettbewerbliche Pflege geprägt und 
wird sie auch in Zukunft prägen – 
wenn man ihn lässt.“

Unterdessen befindet sich der Ver-
band weiter auf Wachstumskurs: Auf 
der Versammlung konnte Meurer mit 
der Röger GmbH die nach eigenen An-
gaben 10 000 Mitgliedseinrichtung 
im bpa begrüßen.� (ck)

LAUMANNS KERNFORDERUNGEN AUS DEM BEREICH PFLEGE 

ee Die nichtärztlichen Gesundheitsberufe müssen aufgewertet und ihnen 
mehr Versorgungsverantwortung übertragen werden.

ee Der MDK muss neu aufgestellt werden, um für mehr Unabhängigkeit 
und Transparenz zu sorgen.

ee Es muss eine „Ü80-Infrastruktur“ entstehen, wozu unter anderem eine 
ausreichende Zahl an Tages- und Kurzzeitpflegeangeboten und ein funk-
tionierendes Quartiersmanagement zählen.

ee Es ist Aufgabe der Kostenträger und der Einrichtungsbetreiber, faire 
Löhne zu vereinbaren und zu bezahlen.

ee Es braucht eine spürbare Verbesserung der Personalausstattung in der 
Pflege, unter anderem durch ein wissenschaftlich abgesichertes Verfah-
ren zur Bemessung des Personalbedarfs in der Pflege. Dabei sollte unbe-
dingt auch die Aufgabenverteilung überdacht werden.

ee Der Pflegeleistungsdschungel muss aufgelöst werden. Hier bedarf es 
mutiger Lösungen, um einen noch flexibleren und einfacheren Leis-
tungszugang zu ermöglichen.

Ein Jahr Kompetenzzentrum Demenz: Hilfe für Betroffene und Pflegende 

Brandenburg braucht mehr Tagespflegeplätze für Menschen mit Demenz 
Potsdam // Zur Betreuung der zu-
nehmenden Zahl von demenziell 
erkrankten Menschen müssen neue 
Wege gesucht werden. „Wir brau-
chen mehr als die derzeit 4000 Ta-
gespflegeplätze“, sagte Birgitta Neu-
mann, Leiterin des Brandenburger 
Kompetenzzentrum Demenz. In 
den nächsten fünf bis sechs Jahren 
müsse die Zahl mindestens verdop-
pelt werden. Wichtig seien flexible 

Tagespflegen, vor allem im ländli-
chen Raum, sagte Neumann. 

Vor gut einem Jahr hat das Kom-
petenzzentrum die Arbeit aufgenom-
men. Über die Einrichtung werden 
Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote gebündelt. Vor allem Men-
schen, die in der pflegerischen, me-
dizinischen und sozialen Versorgung 
tätig sind, sollen fachliche Unterstüt-
zung erhalten. „Unsere Aufgabe ist es 

mehr und mehr Angehörigenschulun-
gen mit verschiedenen Trägern und 
Vereinen vor Ort aufzubauen, um Fa-
milien zu stärken“, erklärte Neumann. 
Wichtig sei, Wissen über die Krankheit 
und den Verlauf zu vermitteln. Nur so 
könnten sich beide Seiten auf das ein-
richten, was sie erwarten müssten. 

Bundesweit leben 1,6 Millionen 
Menschen mit Demenz, in Branden-
burg sind es derzeit 55 000. Für 2030 

rechnen Fachleute mit knapp 88 000 Er-
krankten. Seit diesem Jahr werden in ei-
nem speziellen Kurs „Demenz geht alle 
an“ unter anderem Polizisten und Ver-
waltungsmitarbeiter über die Erkran-
kung informiert – und über die Mög-
lichkeit, wie ein Leben mit der Demenz 
möglich ist. Teilnehmer lernen, wie sie 
Situationen entspannen und Konflikte 
lösen können. 50 Schulungen in ganz 
Brandenburg sind geplant.� (dpa)
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Projekt Sprachkultur 

Was Worte bewirken können
Kommunikation spielt die zentrale Rolle in der Altenhilfe. Doch im Arbeitsalltag kommt 

die freundliche, deutliche Verständigung oft zu kurz. Bei der Awo Nordhessen lernen 

Mitarbeiter, wie sie Sprache positiv einsetzen.

Von Pamela De Filippo

Kassel // Eine kurze Begegnung im 
Flur einer Alteneinrichtung. Eine An-
gehörige wendet sich an eine Pflege-
rin: „Haben Sie meine Mutter heute 
schon gesehen?“ Die Antwort fällt 
knapp aus: „Nein, ich hatte Urlaub.“ 
Szenen wie diese sind typisch für 
den stressigen Arbeitsalltag in der 
Pflege. Sie zeigt aber auch, wie unan-
gebracht manche Sätze sind. Denn 
wäre es nicht besser zu antworten: 
„Bitte warten Sie einen Moment. Ich 
rufe jemanden, der heute schon Kon-
takt mit ihrer Mutter hatte“?

Bei der Awo Nordhessen, die un-
ter anderem 30 Pflegeheime und fünf 
Pflegedienste in Nord- und Osthessen 
betreibt, hat man die Bedeutung von 
Kommunikation längst erkannt. Seit 
2012 werden dort Mitarbeiter und 
Leitungskräfte zu Sprachbegleitern 
und Sprachmentoren ausgebildet, 
auch die fünf Pflegedienste sind mit 
Einrichtungsleitungen und Pflege-
dienstleitungen beteiligt – mit dem 
Ziel, in den Einrichtungen eine posi-
tive Sprache zu kultivieren. „Kommu-
nikation spielt eine zentrale Rolle in 
der Altenpflege – sei es im Umgang 
mit Bewohnern, Angehörigen oder 
Kollegen“, weiß Sigrid Junge, Abtei-
lungsleiterin der Altenhilfe bei der 
AWO Nordhessen. 

Im Arbeitsalltag komme die 
freundliche, deutliche Verständigung 
untereinander oft zu kurz. Das Projekt 
„Sprachkultur“ setzt genau dort an. 

Wer sich zum Sprachbegleiter 
ausbilden lässt, besucht zehn Se-
minare, die von externen Dozenten 
abgehalten werden. Doch wie lernt 
man, richtig miteinander zu kommu-
nizieren? Rollenspiele, in denen typi-
sche Szenen aus dem pflegerischen 

Alltag nachempfunden werden, ge-
hören ebenso zu den Schulungsin-
halten wie eine intensive Selbstrefle-
xion. „Wichtig ist es, sich die eigene 
Sprache bewusst zu machen. Denn 
häufig benutzen wir Ausdrücke, die 
negativ auf andere wirken können“, 

erklärt Sigrid Junge. Wie kann ich 
meine Wünsche klar und respektvoll 
formulieren? Diese Frage sollten sich 
die Mitarbeiter häufiger stellen. 

Aber auch in schwierigen Situati-
onen angemessen zu reagieren, wird 
bei den Seminaren trainiert. „Emoti-
onsgeladene Gespräche mit Bewoh-
nern oder Angehörigen gehören zum 
Alltag der Pflegekräfte. Die große He-
rausforderung ist es, in solchen Mo-
menten ruhig und professionell zu 
agieren“, weiß Sigrid Junge. Auch da 
seien es die richtigen Worte, die eine 
hitzige Diskussion entschärfen könn-
ten. „Wenn ich Sprache bewusst ein-
setze, kann ich Situationen gestalten. 
Das ist eine wichtige Erkenntnis.“ Zu-
dem sei ein Gespür für die Befindlich-
keit des Gesprächspartners wichtig: 
Bemerkt man zum Beispiel, dass das 
Gegenüber emotional aufgewühlt ist, 
sollte man verständnisvoll reagieren. 
„Ich sehe, sie sind aufgeregt, das kann 
ich verstehen“, sei dann beispiels-
weise ein Satz, der Vertrauen schafft. 

Und die Bemühungen scheinen 
Früchte zu tragen. Bei der alle zwei 
Jahre stattfindenden Kundenbefra-
gung gaben 85 Prozent der Angehöri-
gen und 93 Prozent der Bewohner an, 
„dass sich das Pflegepersonal ausrei-
chend Zeit für die Bewohner nimmt“. 
Diese Werte übertreffen sogar die Kun-
denbefragung 2014 und das bei mit-
unter spürbaren Personalengpässen. 
Zwar ist kein ursächlicher Zusammen-
hang nachweisbar, aber möglicher-
weise ein Hinweis auf das geglückte 
Zusammenspiel von Kommunikation 
und erfüllten Erwartungen. 

Inzwischen haben sich 60 Mit-
arbeiter zu so genannten Sprachbe-
gleitern und -mentoren ausbilden 
lassen. Zurzeit durchlaufen weitere 
25 Leitungskräfte das Schulungs-
programm. Gefestigt wird das Wis-
sen anschließend durch regelmä-
ßige Praxistage. „Dort können die 
Sprachbegleiter und -mentoren ihre 
bisherigen Erfahrungen aus dem Ar-
beitsalltag mit einbringen“, sagt Si-
grid Junge, die die Schulungen be-
gleitet. Des Weiteren finde bei diesen 
Terminen ein gemeinsamer fachli-
cher Austausch zur Gesprächskultur, 
zur Umgangskultur und zum Sprach-
bewusstsein im Pflege- und Betreu-
ungsalltag statt. 

Übrigens kommt den Sprachbe-
gleitern das Gelernte auch außer-
halb des Berufslebens zugute: „Das 
Wissen um die Wirkung von Spra-
che kann in vielen Lebensbereichen 
hilfreich sein“, sagt Sigrid Junge. Sei 
es an der Supermarktkasse, wo man 
der gestressten Kassiererin Verständ-
nis entgegenbringt, oder beim netten 
Gespräch mit der Nachbarin.

ee awo-nordhessen.de

Wie kann ich meine Wünsche klar und respektvoll formulieren? Diese Frage sollten sich die Mitarbeiter häufiger stellen.�

� Foto: Awo Nordhessen/ Studio Blåfield

Drei Fragen an Anette Schmidt

// Das Wort „müssen“ ist gestrichen //

Frau Schmidt, was macht das Projekt 
Sprachkultur so wertvoll?
Kommunikation spielt gerade in Lei-
tungspositionen eine zentrale Rolle. 
Nicht nur im Umgang mit den Be-
wohnern ist die Wahl der richtigen 
Worte von großer Bedeutung. Auch 
Gespräche mit Kollegen werden an-
genehmer und zielführender, wenn 
man sich der eigenen Sprache be-
wusst ist. 

Bei den Seminaren lernen Sie, wie 
man Sprache bewusst einsetzt. Kön-
nen Sie ein Beispiel bringen, wie 
Sie dieses Wissen im Arbeitsalltag 
umsetzen?

Als erste Maßnahme haben wir in 
unserem Altenzentrum das Wort 
„müssen“ aus dem Sprachgebrauch 
gestrichen. Benutzt man stattdes-
sen den Begriff „dürfen“, klingt das 
schon viel angenehmer. Auch die 
persönliche Ansprache der Senioren 
ist wichtig. Wer seinen Namen hört, 
fühlt sich wahrgenommen. Solche 
kleinen Dinge schaffen eine positive 
Atmosphäre. 

Als Sprachbegleiterin haben Sie 
auch die Aufgabe, anderen Mit-
arbeitern diese „schöne Sprache“ 
zu vermitteln. Wie reagieren die 
darauf?
Ich bin sehr begeistert von dem Pro-
jekt und glaube, dass sich diese Be-
geisterung auch auf die Mitarbeiter 
überträgt. Natürlich braucht es Zeit, 
bis sich Gewohnheiten ändern. Aber 
schon jetzt ist deutlich spürbar, dass 
sich die Atmosphäre im Haus verän-
dert hat. 

Anette Schmidt, Ein-

richtungsleiterin der 

AWO-Seniorenzent-

ren in Sontra und Wil-

deck-Obersuhl. �  

Foto: privat

Mecklenburg-Vorpommern sucht die seniorenfreundlichste Kommune

Mit Infrastruktur und Teilhabe im Wettbewerb punkten 
Schwerin // In Mecklenburg-Vor-
pommern wird die seniorenfreund-
lichste Kommune gesucht. Die Aus-
zeichnung wird in drei von der 
Einwohnerzahl abhängigen Katego-
rien vergeben und ist mit insgesamt 
10 000 Euro dotiert, wie Sozialminis-
terin Stefanie Drese (SPD) in Schwe-
rin sagte. Bewertet würden Gemein-

den mit bis zu 2000 Einwohnern, mit 
2000 bis 8000 Einwohnern und mit 
mehr als 8000 Einwohnern. Einsen-
deschluss für Bewerbungen ist der 
15. Juni.

Der gemeinsam vom Sozialmi-
nisterium und dem Landessenioren-
beirat ausgerufene Wettbewerb fin-
det in diesem Jahr zum vierten Mal 

statt. Kriterien sind den Angaben zu-
folge zum Beispiel das Wohnen im 
Alter, seniorengerechte Infrastruk-
tur sowie die Teilhabe Älterer am öf-
fentlichen Leben der Gemeinde oder 
Stadt. Darüber hinaus würden inno-
vative Projekte und kreative Ideen 
zur Stärkung der Lebensqualität äl-
terer Menschen bewertet.� (dpa)

Baden-Württemberg

Befragung zur Pflegekammer geplant
Stuttgart // In Baden-Württemberg 
könnte eine Pflegekammer in ab-
sehbarer Zeit Wirklichkeit werden. 
Das deutete Bärbel Mielich (Grüne), 
Staatssekretärin im Sozialministe-
rium, gegenüber der „Heilbronner 
Stimme“ an. Ob die Einrichtung ei-
ner Pflegekammer von den Beschäf-
tigten in Baden-Württemberg ge-

wollt ist, will die Landesregierung 
die 100 000 Pflegefachkräfte und die 
20 000 Auszubildenden fragen. Die 
Befragung soll von einem unabhän-
gigen Institut durchgeführt werden. 
Stimme die Mehrheit der Befragten 
dafür, würden „die nächsten Schritte 
eingeleitet“. Wann, ließ Mielich noch 
offen.� (ck)

Zur Online-Meldung „AOK 
Nordost Pflegereport: Mittel aus 
Pflegeversicherung bleiben un-
genutzt“ auf altenheim.net:

Zu wenig Aufklärung? Zu große 
Scham bei den Betroffenen? Zu 
viel Bürokratie? Oder fehlt es tat-
sächlich „nur“ an geeigneten An-
geboten und Fachkräften? Es wäre 
wünschenswert, hier den genauen 
Ursachen auf den Grund zu gehen, 
warum Entlastungsleistungen bis-
lang kaum nennenswert in An-
spruch genommen werden – oder 
in Anspruch genommen werden 
können. Ansonsten liegt der Ver-
dacht nahe, dass es den Verant-
wortlichen in Politik, Verwaltung 
und Pflegekassen mit den Pflege-
stärkungsgesetzen am Ende gar 
nicht ernsthaft um eine Verbes-
serung der Situation der Pflege-
bedürftigen und ihrer pflegenden 
Angehörigen geht, sondern um 
eine reine Show-Veranstaltung. 
Das wiederum könnte sich bei 
den nächsten Wahlen allerdings 
schnell als Boomerang erweisen: 
Schließlich ist die ältere Wähler-
schaft zahlenmäßig die stärkste 
und einflussreichste Gruppe. 

Thomas Bartel

Die Redaktion behält sich vor, Leser-
briefe zu kürzen. Zuschriften geben 
nicht unbedingt die Meinung der 
Redaktion wieder.

LESERBRIEF

Demenz Support Stuttgart

Neu: KuKuK-TV  
ist auf Sendung
Stuttgart // Mit Kunst und Kultur 
geht Demenz Support Stuttgart wei-
tere Schritte auf dem Weg, Artiku-
lations- und Partizipationsformen 
für Menschen mit kognitiven Beein-
trächtigungen zu finden und zugäng-
lich zu machen. Vor wenigen Wochen 
ging KuKuK-TV auf Sendung. Im Mit-
telpunkt stehen Menschen, die sonst 
nicht im Rampenlicht stehen. Repor-
tagen, Interviews, Portraits rücken 
das Tun und die Sichtweisen der Pi-
oniere des Beteiligtseins mal witzig 
und unterhaltend, mal eingefahre-
nes Denken hinterfragend und, wo 
nötig, provokativ in den Blick. Ku-
KuK-TV wird künftig im Monatstur-
nus ein bestimmtes Thema aufgrei-
fen, zu dem neue Beiträge jeweils am 
ersten und dritten Dienstag des Mo-
nats veröffentlicht werden. Der Juni 
steht bei KuKuK-TV im Zeichen des 
Themas „Teilhabe“.� (ck)

ee kukuk-tv.de
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Worauf Pflege-Unternehmen bei ihrem Aufritt achten müssen

Auf Social-Media 
durchstarten
Für viele Pflege-Unternehmen sind soziale Netzwerke noch 

Neuland. Doch wer offline bleibt, vergibt die Chance, mit 

der jungen Generation in Kontakt zu treten.

Von Ronja Gysin

München // Die Sozialservice-Gesell-
schaft des Bayerischen Roten Kreu-
zes (SSG) betreibt seit Februar eine ei-
gene Facebook-Seite. Gemeinsam mit 
IT-Assistenz Natascha Kühmstedt-
Spengler betreut Markus Schlicht, 
ehemaliger Heimleiter, den Auftritt. 
Der 49-Jährige ist seit 15 Jahren bei 
der SSG und wirbt seit vergangenem 
Jahr als Personal-Recruiter um Fach-
kräfte für das Unternehmen. Der ex-
aminierte Altenpfleger brennt für das 
Projekt. Sein Elan überzeugte schließ-
lich die Chefetage. „Wir möchten 
über das soziale Netzwerk Personal 
gewinnen und deutschlandweit als 
eigenständiges Unternehmen wahr-
genommen werden“, formuliert 
Schlicht die SSG-Agenda.

Mit neuem Logo und optimier-
tem Web-Auftritt startete die SSG 
ihr Social-Media-Experiment. „Un-
ternehmen sollten ihren Auftritt in 
den sozialen Netzwerken nicht ne-
benher laufen lassen“, bekräftigt 
Martin Schleicher. Der Gesundheits-
manager und Online-Marketing-Ex-
perte sagt weiter: Wie bei anderen 
Arbeitsabläufen seien saubere Pla-
nung und klare Kompetenzvertei-
lung das A und O. Wer sich etwa auf 
Facebook effizient in Szene setzen 
will, braucht konkrete Ziele. Klas-
sisch wollen Krankenhäuser und 
Pflegeeinrichtungen vor allem Aus-
zubildende sowie Fach- und Füh-
rungskräfte gewinnen. Darüber hi-

naus sind die Plattformen vielfältig 
einsetzbar: Pflege-Anbieter können 
etwa direkt mit Patienten oder An-
gehörigen kommunizieren, für Ver-
anstaltungen und Angebote werben, 
sich zum Thema Hygiene positionie-
ren oder das eigene Image pflegen. 

Um den Erfolg der Social-Media-
Kampagne messen zu können, soll-
ten Unternehmen bereits während 
der Planung Kennzahlen aufstellen, 
die sie innerhalb eines bestimmten 
Zeitrahmens erreichen wollen. Die 
Anzahl an Abonnenten ist dabei nur 
ein Erfolgsmaßstab von vielen. „Er-
folg misst sich daran, ob die Besucher 
mit dem Anbieter interagieren“, be-
tont Martin Schleicher, der Kliniken 
bei der Onlinekommunikation berät. 
Erfolgsfaktoren seien Kontakte, die 
das Unternehmen über ihren Auf-
tritt knüpft, eingehende Bewerbun-
gen oder steigende Besucherzah-
len auf der Unternehmenswebseite. 
Im Idealfall bildet sich um den So-
cial-Media-Kanal eine Community, 
die Inhalte teilt und darüber disku-
tiert. Eine solche Fan-Gemeinde auf-
zubauen, dauert normalerweise min-
destens ein Jahr. 

Zeit und Ressourcen einplanen

Oft hängt vom Durchhaltewillen und 
der Kontinuität der Unternehmen ab, 
ob das Experiment gelingt oder schei-
tert. Gerade die Aufbauphase ver-
schlingt Ressourcen: Nur wer sich 
auf Gespräche einlässt, Fragen be-

antwortet und die Wünsche der Fans 
berücksichtigt, wird nachhaltig eine 
Gefolgschaft in sozialen Netzwerken 
aufbauen. „Inhalte teilen, reicht al-
lein nicht. Ich schaue täglich 30 bis 
40 Mal nach unserer Seite und inter-
agiere mit den Fans“, berichtet SSG-
Recruiter Schlicht.

Welche Sozialen Netzwerke Un-
ternehmen wählen, um sich zu prä-
sentieren, hängt von den indivi-
duellen Zielen ab. Ein Beitrag auf 
Facebook ist schnell verfasst, besitzt 
aber eine durchschnittliche Lebens-
dauer von acht Stunden. 

Ein gut recherchierter Blogein-
trag hingegen kostet Zeit, bereitet 
aber schwierige Themen wie Ta-
rife oder Pflegegrade verständlich 
auf und lockt über Jahre hinweg in-
teressierte Leser. Laut Nutzerzahlen 
bleibt Facebook das führende Sozi-

ale Netzwerk in Deutschland. „Al-
lerdings wandern jüngere Nutzer 
vermehrt zu Instagram oder Snap-
chat ab. Daher planen wir derzeit ei-
nen Instagram-Account, um gezielt 
potentielle Azubis anzusprechen“, 
verrät der Recruiter. Der gebürtige 
Oberpfälzer träumt davon, dass die 
26 Häuser der SSG in Zukunft eigene 
Experten haben, die spannende Ge-
schichten im Unternehmen finden, 
Bilder oder Videos machen und diese 
über die SSG-Seite teilen. „Das müs-
sen Mitarbeiter sein, die experimen-
tierfreudig und gut vernetzt sind“, 
erklärt er. 

Shitstorms können passieren

Frisch und authentisch sollen sie wir-
ken, schließlich leben die Sozialen 
Medien von Persönlichkeiten. „Un-

ternehmen müssen bereit sein, Kont-
rolle abzugeben“, sagt Martin Schlei-
cher. Denn, wer auf Augenhöhe mit 
seinen Fans kommuniziert, macht 
sich angreifbar. „Shitstorms können 
passieren, sind aber nicht existenzge-
fährdend“, beschwichtigt der Experte. 
Wichtig sei, dass Unternehmen sich 
des Risikos bewusst sind und in der 
Situation proaktiv reagieren. 

„Wir haben intensiv darüber ge-
sprochen, wie wir mit einem mögli-
chen Shitstorm umgehen werden“, 
sagt Schlicht. Er ist optimistisch, dass 
die SSG der Herausforderung ge-
wachsen ist, bezieht aber gleichzei-
tig klar Haltung: „Wenn eine Flut an 
rassistischen oder sexistischen Kom-
mentaren auf uns einprasselt, schal-
ten wir die Seite vorübergehend 
ab“. Auf dem Niveau gebe es keine 
Diskussionsgrundlage. 

Gut vernetzt eröffnen sich für Unternehmen zusätzliche Möglichkeiten der Kunden- und Mitarbeiterwerbung. Um den Erfolg der So-

cial-Media-Kampagne messen zu können, sollten Unternehmen während der Planung Kennzahlen aufstellen.� Foto: Rawpixel.com/fotolia

SERIE AUSBILDUNG (2):  
WEICHENSTELLUNG PRAKTIKUM

Von Albrecht Bühler

Die Personalauswahl ist die wichtigste Managementent-
scheidung – das gilt auch für die Ausbildung. Wenn ich 
mit einer geeigneten Person einen Ausbildungsvertrag 
unterschreibe, dann ist das die halbe Miete auf dem Weg 
zu einer erfolgreichen Ausbildung. Ich kann zudem Aus-
bildungsabbrüche vermeiden, die für beide Seiten 
unerfreulich sind. 

Nutzen Sie Praktika als Weichenstellung bei 
der Personalauswahl. Damit hat auch Saskia 
Blachut, Pflegedienstleitung in der Wohnge-
meinschaft für Senioren GmbH in Filderstadt, 
gute Erfahrungen gemacht: „Ja wir bieten 
Praktika vor der Einstellung an. Das ist sehr po-
sitiv, da die zukünftigen Auszubildenden dann schon 
mal in unseren Betrieb geschnuppert haben, die Mitar-
beiter kennen lernen können und auch Ihren potenziel-
len Praxisanleitern vorgestellt werden,“ erklärt Blachut.

Wie geht es aber dann häufig in der Praxis zu? Da bewirbt 
sich ein Schüler für ein Praktikum, das er von der Schule 
aus machen muss oder im günstigeren Fall freiwillig ma-
chen möchte. Wenn es gut läuft, darf der junge Mann 
sogar mitarbeiten und wird integriert, wenn es nicht so 
gut läuft, dann steht der Praktikant eher abseits und be-
kommt keine interessanten Aufgaben. In der Wohnge-
meinschaft für Senioren in Filderstadt werden die Prak-

tikanten von Anfang an einbezogen. Saskia Blachut: „Sie 
profitieren darüber hinaus auch von einem Vorpraktikum, 
da sie mit anderen Azubis in direkten Austausch gehen 
können und sehen, wie diese ihre Ausbildung bei uns er-
leben und wie viel Engagement und Leidenschaft wir in 
unsere Auszubildenden legen.“

Am Ende sollte jeder Praktikant ein schriftliches 
Praktikumszeugnis mit ein paar netten, aner-

kennenden Worten bekommen. Darüber hin-
aus ist eine Auswertung mit einem Bewer-
tungsbogen sinnvoll. Dazu eignet sich eine 
klare Checkliste mit zwölf Punkten. Von „ge-

schickt“ über „sieht die Arbeit“, „Auffassungs-
gabe“ „freundlich, offen“ bis zu „Zusammenar-

beit im Team“ stehen die Punkte darin, die uns als 
Team wichtig sind. Eine Fünfer-Skala von „überdurch-

schnittlich“ bis „große Mängel“ bietet genügend Möglich-
keiten für eine differenzierte Bewertung. Am Ende der 
Liste muss dann auch eine klare Aussage kommen: grund-
sätzlich geeignet, nochmals testen oder nicht geeignet. 
Ganz unabhängig von Bewerbungsgespräch, Zeugnis-
sen oder der Bewerbungsmappe haben wir hier ein In-
strument, das aus Mitarbeitersicht die Eignung für den 
Beruf und das Team feststellt. Im Gesamtbild aller Ein-
drücke können wir dadurch klare und sichere Entschei-
dungen treffen. 

ee initiative-fuer-ausbildung.de

Mietberufskleidung von DBL. Wir beschaffen, holen, bringen 
und pflegen Ihre Berufs  kleidung. Individuell, pünktlich und 
immer zu verlässig. Testen Sie unser Serviceangebot. 
Rufen Sie an unter +49 800 310 311 0.

DBL – Deutsche Berufskleider-Leasing GmbH | info@dbl.de | www.dbl.de 

Mietberufskleidung von DBL. Wir beschaffen, holen, bringen 
und pflegen Ihre Berufs  kleidung. Individuell, pünktlich und 
immer zu verlässig. Testen Sie unser Serviceangebot. 
Rufen Sie an unter +49 800 310 311 0.

Und wann mieten Sie 
         Ihre Berufskleidung?

Klartext

      
    

    
   

   
   

    
  S

ERIE

Elisabeth Scharfenberg schreibt offenen Brief zur Generalistik

Grüne wollen zügig Konkretisierung
Berlin // Die Grünen im Bundestag ha-
ben die Koalition aufgefordert, die ge-
plante Reform der Pflegeberufe zügig 
auf den Weg zu bringen.  In einem of-
fenen Brief schrieb Elisabeth Scharfen-
berg: „Die öffentlich bekannt gewor-
denen Eckpunkte des Kompromisses 

lassen deutliche Veränderungen des 
Gesetzentwurfes vermuten und wer-
fen neue Fragen auf.“ Die Grünen-Po-
litikerin forderte die Koalition auf, zü-
gig eine öffentlichen Anhörung des 
Gesundheitsausschusses des Bundes-
tags zu ermöglichen. � (dpa)
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NEWSTICKER

Bewohner haben Recht auf 
eigenen Schlüssel

Pflegeheimbewohner haben An-
spruch auf einen eigenen Zim-
merschlüssel. Das meldet die 
Bundesinteressenvertretung für 
alte und pflegebetroffene Men-
schen (BIVA). Durch die vertrag-
liche Begründung eines Wohn-
sitzes erhielten die Bewohner 
ein Besitzrecht an dem Wohn-
raum, der mit einem eigenen 
Hausrecht verbunden sei, heißt 
es in einer Meldung der Interes-
senvertretung. Dieses Recht be-
inhalte auch, selbst entscheiden 
zu können, wer das Zimmer be-
treten darf. Entsprechend leite 
sich aus diesem Recht auch ein 
Anspruch auf einen eigenen Zim-
merschlüssel ab, wenn dies ge-
wünscht ist. Möchte man sein 
Zimmer abschließen, muss in ei-
ner betreuten Wohnform jedoch 
darauf geachtet werden, dass 
das Zimmer bei Gefahr im Verzug 
trotzdem geöffnet werden kann. 

Vorreiter-Pflegeheim wird 50 
Jahre alt 

Mit dem Erlanger Wohnstift 
Rathsberg (Bayern) hat eine Ein-
richtung ihr 50. Jubiläum be-
gangen, die wohl als Vorreiter 
auf dem Gebiet der stationären 
Pflege bezeichnet werden kann. 
Kein Zeitkorsett, keine äußeren 
Vorgaben sollten den Alltag der 
Bewohner diktieren. Stattdessen 
setzte Gründer Dr. Herbert Guhr 
auf Freizeitangebote, freiwillige 
Hilfs- sowie Sozialdienste und 
eine durchdachte Infrastruktur. 
In das Gebäude wurden Super-
markt, Panoramacafé und Kon-
zertsaal integriert. Der Ansatz 
war so neu, dass er zu seiner Zeit 
viel Aufmerksamkeit auf sich zog. 
„Mit ihren innovativen Überzeu-
gungen haben die Gründer ein 
Fundament gelegt, das bis heute 
trägt“, sagt Wolfgang Strittmat-
ter, Vorstandsvorsitzender des 
„Wohnstift Rathsberg e.V.“. Am 
vergangenen Freitag wurde des-
halb mit einem feierlichen Fest-
akt das 50. Jubiläum der Einrich-
tung gefeiert. 

Elektronische Arztvisite 

Das Internet bringt den Arzt ins Heim 

In einem Pilotprojekt erproben 15 Pflegeheime zurzeit die 

elektronische Arztvisite. Mit ihr ist insbesondere im länd-

lichen Raum der regelmäßige Kontakt zu Haus- und Fach-

ärzten möglich. 

Von Michaela Allgeier 

Bünde // Gerade im ländlichen Raum 
kann die Betreuung von Pflegeheim-
bewohnern durch niedergelassene 
Vertragsärzte oftmals mit erhebli-
chem Aufwand verbunden sein, und 
zwar für alle Beteiligten. Um dem 
entgegenzuwirken, erprobt das Ärz-
tenetz Medizin und Mehr (MuM) im 
ostwestfälischen Bünde in 15 statio-
nären Pflegeeinrichtungen die elekt-
ronische Arztvisite (elVi). Unterstützt 
wird das im Juni 2016 gestartete Pi-
lotprojekt von der Kassenärztlichen 
Vereinigung Westfalen-Lippe. Ins-
gesamt 17 Ärzte unterschiedlicher 
Fachrichtungen sind darin einge-
bunden. Neben mehreren Hausärz-
ten gehören dazu Orthopäden und 
Chirurgen sowie zwei Hautärzte, Au-
genärzte, ein Neurologe und ein Psy-
chotherapeut. 

Benötigt werden lediglich ein 
Laptop oder ein Tablet mit Internet-
zugang einschließlich einer Kamera 
und eines Mikrofons. Eine spezielle 
Software sorgt für eine sichere Über-
tragung und Speicherung der sensib-

len Daten im Inland. Die technische 
Ausrüstung, die das Unternehmen 
La-Well Systems GmbH in Zusam-
menarbeit mit dem Vorstand von 
MuM, Dr. Hans-Jürgen Beckmann 
entwickelt hat, wird den Einrichtun-
gen im Rahmen des Projekts kosten-
los zur Verfügung gestellt.

Wie MuM-Geschäftsführerin An-
nette Hempen schildert, geht die Idee 
auf das Schlüsselerlebnis eines Mit-
glieds des Aufsichtsrats zurück: „Ei-
ner unserer Hausärzte wurde zu einer 
Patientin mit einer Schnittverletzung 
in ein 20 Kilometer entferntes Pfle-
geheim gerufen. Als er endlich dort 
eintraf, hatten die Pflegekräfte die 
Wunde bereits mit einem Pflaster 
versorgt.“ Eine weitere Maßnahme 
sei nicht notwendig gewesen. 

Doch nicht nur Ärzte können sol-
che überflüssigen Fahrten mittels der 
elektronischen Visite zukünftig ver-
meiden. Auch pflegebedürftige Men-
schen profitierten ganz unmittelbar, 
sagt Ellen Quast, Pflegedienstleite-
rin in der Ravensberger Residenz in 
Bünde. „Für sie kann eine lange Fahrt 
zu einer Praxis sehr strapaziös sein.“ 

Außerdem sei es bei der Pflege und 
Betreuung demenziell veränderter 
Menschen äußerst hilfreich, in kriti-
schen Situation umgehend den ärztli-
chen Rat einholen zu können. „Früher 
mussten wir die Verhaltensauffällig-
keiten im Nachhinein beschreiben. 
Jetzt kann sich der Arzt selbst einen 
unmittelbaren Eindruck machen und 
gemeinsam mit unseren Mitarbei-
tern klären, was zu tun ist.“ Das sorge 
für mehr Sicherheit und trage dazu 
bei, sowohl den Stress der Bewohner 
als auch den des Personals zu redu-
zieren. Hinzu komme, dass sich der 
Personalaufwand für die begleiteten 
Fahrten in die Praxis verringert habe, 
so Quast. „Die Mitarbeiter haben jetzt 
mehr Zeit für andere Aktivitäten.“

Bedarfsgerechte Nachsorge

Das endgültige Ergebnis der Evalu-
ation liegt zwar erst zum Abschluss 
des Projekts im Herbst 2017 vor, doch 
bereits jetzt gibt es erste Resultate. So 
wurde im Rahmen von fast 450 elVi-
Einsätzen bislang nur zweimal die 
Einweisung in ein Krankenhaus an-
geordnet. Bei einem Drittel der Fälle 
erwies sich die elektronische Visite 
alleine als ausreichend, um das An-
liegen zu klären. „Doch es geht nicht 
nur darum, unnötige Einweisungen 

zu verhindern. Auch im Bereich der 
Nachsorge, etwa bei der Überwa-
chung von Wunden bewährt sich 
das System“, stellt Hempen fest. Po-
sitive Effekte biete die Online-Sprech-
stunde insbesondere bei Hauter-
krankungen oder Druckgeschwüren 
(Dekubitus). „Der Heilungsprozess 
kann bekanntlich langwierig sein. 

Deshalb ist es gut für die Versor-
gungsqualität, dass wir die Frequenz 
der Kontrollen durch den Einsatz von 
elVi flexibel erhöhen können.“ Auch 
für Menschen mit Demenz bringe des 
System deutliche Verbesserungen: 
„Es tut den Betroffenen gut, nicht 
mehr wegen einer Bagatelle aus ih-
rer gewohnten Umgebung gerissen 
zu werden.“

Elektronische Visite als  
ergänzende Leistung

Als unverzichtbare Voraussetzung 
für den Einsatz von elVi gilt, dass alle 
Patienten dem Arzt, der sie begut-
achtet, persönlich bekannt sein müs-
sen. Die elektronische Visite diene le-
diglich als Ergänzung und solle die 
eigentliche Untersuchung keines-
wegs ersetzen, betont Hempen. An-
gesichts wachsender Bedarfe und ei-
nes drohenden Fachkräftemangels 
im ländlichen Raum lägen die Chan-
cen jedoch auf der Hand. „Aus die-
sem Grund wäre gut, wenn dieje-
nigen Pflegekräfte, die bereits über 
entsprechende Erfahrungen verfü-
gen, ihren Kolleginnen und Kollegen 
davon berichten.“ Doch es gibt auch 
Grenzen des Einsatzes. „Gynäkologi-
sche oder urologische Erkrankungen 
kommen für die elektronische Visite 

nicht infrage.“ Generell bedürfe der 
Schutz der Privatheit beim Einsatz 
neuer Technologien im Handlungs-
feld der Gesundheit einer erhöh-
ten Aufmerksamkeit. Das Ärztenetz 
MuM in Bünde ist zurzeit dabei,  
weitere Einsatzmöglichkeiten vorzu-
bereiten, wie etwa in der ambulan-
ten Pflege. 

DIe Visite am PC oder Tablet bringt nicht nur den Ärzten Vorteile, auch die Heimbewoh-

ner profitieren, da ihnen belastende Krankenhaustransporte erspart bleiben können. 

� Foto: Robert Kneschke / fotolia 

VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE ELEKTRONISCHE ARZTVISITE 

Laut E-Health-Gesetz ist die ärztliche Vergütung für die Online-Video-
sprechstunde seit dem 1. April 2017 als eigene Leistung des Einheitlichen 
Bewertungsmaßstabs (EBM) geregelt. Die monatlichen Kosten für eine elVi 
Lizenz betragen derzeit 59 Euro. Hierzu kommt die einmalige Anschaffung 
der Hardware (Laptop + HD-Kamera) in Höhe von ca. 800 Euro. Ein Internet-
zugang ab 2000 Kbit sollte aber vorhanden sein. Andernfalls kann die elVi 
Software via Mobilfunk betrieben werden. Weitere Informationen: elvi.de

Bauliche Regelungen in Nordrhein-Westfalen 

Caritas muss wegen Vorgaben Platzzahl reduzieren 
Düsseldorf // Die Caritas in Düssel-
dorf muss durch die baulichen Vor-
gaben in Nordrhein-Westfalen rund 
40 Millionen Euro in Umbauarbeiten 
ihrer Häuser investieren. Gleichzei-
tig können auch nicht alle stationä-
ren Plätze gehalten werden. Fünf Ein-
richtungen der Caritas in Düsseldorf 
müssen umgebaut oder durch einen 
Neubau ersetzt werden. Das berich-
tet die „Westdeutsche Zeitung“. Sie 
erfüllen die gesetzlichen Vorgaben 
nicht. Unter anderem müssen die 
Häuser bis 2019 die Einzelzimmer-
Vorgabe von mindestens 80 Prozent 
erfüllen. Darüber hinaus wird die 
Gesamtplatzzahl auf 80 beschränkt. 
„Wir haben gar keine Wahl, als den 
Großteil unserer Altenzentren um-
zubauen“, erklärt Henric Peeters, 
Vorstandsvorsitzender der Caritas. 
Finanziert werden die Maßnahmen 

als Abschreibung über die Pflege-
sätze. Sorgen mache dabei, dass ein 
Teil der Pflegeheimplätze nicht ge-
halten werden kann. „Die Caritas 

verliert durch die Vorgaben in den 
kommenden Jahren 30 Plätze.“ Mit-
eingerechnet seien dabei noch wei-
tere Häuser der Caritas.� (ck)

Viele Heime müssen im Zuge der baulichen Vorgaben in NRW um- oder neugebaut 

werden. � Foto: Calado / fotolia 

PRÄVENTIONS-PROJEKT GESTARTET

Die Krankenkasse Barmer will zu-
sammen mit der Landesvereini-
gung für Gesundheit und Akademie 
für Sozialmedizin Niedersachsen 
die Gesundheit der Heimbewoh-
ner fördern. Das Projekt wurde am 
Montag vergangener Woche beim 
Pflegekongress Niedersachsen in 
Hildesheim vorgestellt. Das Pro-
jekt soll Maßnahmen unter ande-
rem zur Verbesserung der Ernäh-
rungssituation, der Förderung der 
körperlichen Aktivität und Mobili-
tät sowie der kognitiven Leistung 
enthalten. Dabei geht es zum Bei-
spiel um die Umsetzung aner-
kannter Qualitätsstandards, Bewe-
gungsprogramme oder Übungen 
zur Förderung mentaler Leistun-
gen. „Es geht auch um mehr kör-

perliche Aktivität, denn die Beein-
trächtigung der Mobilität ist einer 
der wichtigsten Risikofaktoren für 
die Pflegebedürftigen. Negative ge-
sundheitliche Konsequenzen sind 
die Folge“, so Heike Sander, Landes-
geschäftsführerin der Barmer für 
Niedersachsen und Bremen. Aber 
auch die Prävention von Gewalt in 
der Pflege soll ein Bestandteil sein. 
Kooperationspartner ist der Pro Fa-
milia Landesverband Niedersach-
sen. Das Konzept orientiert sich 
an dem neuen Präventions-Leitfa-
den des GKV-Spitzenverbandes. Zu-
nächst soll das Modell an fünf Ein-
richtungen erprobt werden. Dabei 
soll auch eine Broschüre entwi-
ckelt werden, wie Heime das Kon-
zept umsetzen können. � (ck)
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Gutachterin des MDK als Sachverständige im Prozess um Vorfall im Pflegeheim 

Gericht: MDK-Ärztin kann nicht objektiv urteilen 
Das Oberlandesgericht in Thüringen hat eine Gutachterin 

des MDK als Sachverständige in einem Prozess um einen 

Vorfall im Heim abgelehnt. Da es um Kosten der Kranken-

kasse geht, sieht das Heim die Gutachterin als befangen an.

Von Alexandra Zimmermann 

Jena // Mit einer bemerkenswerten 
Entscheidung vom 22. August 2016 
sprach das Thüringer Oberlandes-
gericht die Besorgnis der Befangen-
heit einer Sachverständigengutach-
terin aus, weil sie hauptamtlich für 
den Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherung (MDK) in Thüringen 
tätig war. Diese Entscheidung dürfte 
gravierende Auswirkungen auf die 
Rechtsprechung im Übrigen haben. 
Pflegeeinrichtungen sind gut bera-
ten, wenn sie im Fall von Haftungs-
prozessen ein genaues Augenmerk 
darauf legen, wer für die Begutach-
tung der Frage, ob ein Schadensereig-
nis auf Pflegefehler zurückzuführen 
ist oder nicht, beauftragt wird.

Im zu entscheidenden Fall hatte 
zuvor das Landgericht Gera den Pro-
zessbeteiligten in einem gerichtli-
chen Verfahren mitgeteilt, dass es 
zur Klärung streitgegenständlicher 
Fragen beabsichtige, eine nament-
lich benannte Vertreterin des MDK 
Thüringen zur Sachverständigen zu 
bestimmen. Gegenstand des Verfah-
rens war ein Vorfall in einer Pflege-
einrichtung, bei dem eine Bewohne-

rin mithilfe eines Liegelifters gebadet 
wurde. Nach dem Baden wollte die 
Mitarbeiterin die Bewohnerin auf 
dem nassen Liegelift trocknen und 
anziehen. Obwohl eine zweite Pflege-
kraft Unterstützung leistete, rutschte 
die Bewohnerin vom Liegelifter und 
wurde von der Pflegekraft zunächst 
auf die Fliesen gelegt, bevor sie an-
schließend wieder hochgehoben und 
auf den Liegelifter gesetzt wurde. 

Nachdem die Bewohnerin in der 
Folgezeit Beschwerden und Schmer-
zen angab, wurde sie stationär ein-
gewiesen. Dort wurde ein Bruch des 
Oberschenkelknochens festgestellt. 
Die Krankenkasse machte gegenüber 
der Pflegeeinrichtung die Heilbe-
handlungskosten in Höhe von rund 
5  900 Euro geltend, weil der Ober-
schenkelbruch durch einen Pflege-
fehler verursacht worden sei. Da 

auf einer angefertigten Röntgenauf-
nahme erkennbar war, dass die Be-
wohnerin bereits einen alten Bruch 
im Oberschenkelknochen hatte und 
außerdem eine Osteoporose diag-
nostiziert wurde, wandte die Pfle-
geeinrichtung ein, dass der Bruch 
Folge der Osteoporose gewesen sei 
und nicht Folge des Vorfalls in der 
Einrichtung beim Baden.

Nachdem das Gericht mitteilte, 
zur Klärung dieser Beweisfragen 
eine beim MDK Thüringen haupt-
amtlich tätige Sachverständige zu 
bestellen, stellte der Prozessbevoll-
mächtigte der Pflegeeinrichtung ei-
nen Befangenheitsantrag. Begrün-
det wurde dieses Ablehnungsgesuch 
damit, dass die Besorgnis der Befan-
genheit dieser Sachverständigen be-
gründet sei, weil diese Mitglied des 
MDK in Thüringen sei. Das Landge-
richt Gera wies dieses Ablehnungsge-
such mit Beschluss vom 18. Dezem-
ber 2015 zurück. 

Nach einer gegen diese Entschei-
dung eingelegten Beschwerde hatte 
sich das Thüringer Oberlandesge-
richt mit dem Fall zu befassen und 
gab dem Befangenheitsantrag Recht. 

Unter Berücksichtigung einer 
gebotenen „vernünftigen Betrach-
tungsweise“ lägen Gründe vor, die 
Misstrauen gegen die Unparteilich-
keit der Sachverständigen rechtfer-
tigen können. Die Ablehnung eines 
Sachverständigen wegen der Be-
sorgnis der Befangenheit sei mög-

lich, wenn ein Grund vorliegt, der 
geeignet ist, Misstrauen gegen seine 
Unparteilichkeit zu rechtfertigen. Es 
komme für die Begründetheit eines 
Befangenheitsgesuchs nicht darauf 
an, ob der Sachverständige tatsäch-
lich befangen ist. Allein der Anschein 
der Befangenheit sei ausreichend. 

Ein Grund für die Besorgnis der 
Befangenheit bestehe bei einem 
Sachverständigen dann, wenn kon-
krete Anhaltspunkte für eine Ver-
strickung mit Beteiligten bestehe. 
Entsprechendes gelte, wenn der Sach-
verständige zu einem der Beteiligten 
in rechtlicher, wirtschaftlicher oder 
sonstiger Beziehung stehe, so dass 
Anhaltspunkte für einen möglichen 
Interessenkonflikt bestehen. Ein sol-
cher Fall läge hier vor.

Wenngleich der MDK Thüringen 
als eingetragener Verein rechtlich 
selbstständig von der Krankenkasse 
geführt werde, seien die tatsächli-
chen und faktischen Einflussmög-
lichkeiten der Mitglieder des MDK 
Thüringen erheblich. Problemati-
siert hatte das Gericht hier auch die 
vom Politikmagazin “Report Mainz“ 
in einer Sendung der ARD am 4. Feb-
ruar 2014 veröffentlichten Erkennt-
nisse, wonach in allen Verwaltungs-
räten der Medizinischen Diensten 
der Krankenversicherung der Bun-
desländer hauptamtlich Mitarbeiter 
der Mitgliedskrankenkassen waren. 
In Thüringen betrug der Anteil da-
mals 25 Prozent.

Aus Sicht der betroffenen Pflege-
einrichtung lägen deshalb genügend 
objektive Gründe vor, die Besorgnis 
der Befangenheit gegen die Sach-
verständige zu hegen. Maßgeblich 
stellte das Gericht jedoch einschrän-
kend auf den Umstand ab, dass die 
Sachverständige hauptberuflich für 
den MDK tätig sei.

ee Die Autorin ist Rechtsanwältin, 
Fachanwältin für Medizin- und 
Strafrecht der Anwaltskanzlei 
für Heime und Pflegedienst in 
Hannover. Kontakt:  
zimmermann-heimrecht.de  
 
Oberlandesgericht Thüringen 
am 22. August 2016,  
Aktenzeichen 6 W 66/16 

Alexandra Zimmermann � Foto: Archiv

Polizeiruf 110 „Nachtdienst“

Fernseh-Krimi übt Kritik am Heim
München // Die Folge des „Polizeiruf 
110“, die am 7. Mai in der ARD ausge-
strahlt wurde, hat sich den Heimall-
tag vorgeknüpft. Neben den Morden 
wird dort ein sehr dramatisches Bild 
von der stationären Versorgung ge-
zeigt, das in der Branche deutliche Re-
aktionen hervorgerufen hat. 

Übermüdete und überarbeitete 
Pfleger im trostlosen Heim: Das Bild, 
das der Polizeiruf vom Leben und Ar-
beiten im Heim zeichnet, lässt kein 
gutes Haar an der Pflege beziehungs-
weise an den Rahmenbedingungen, 
in denen sie stattfindet. So schwingt 
in der Krimi-Folge auch die Kritik am 
Pflegeheim mit und macht dadurch 
auch auf die schwierigen Bedingun-
gen aufmerksam, unter denen Pfle-
ger und Heime zurzeit oft arbei-
ten. „Das war schon harte Kost und 

dank der schauspielerischen Glanz-
leistung ungemein bewegend“, sagt 
Bernhard Schneider. Der Hauptge-
schäftsführer der Evangelischen 
Heimstiftung (EHS) fühlt sich durch 
die Kritik in seinen Forderungen be-
stätigt: „Wir brauchen mutige Refor-
men, um eine bessere Finanzierung, 
eine gerechtere Bezahlung, bessere 
Personalschlüssel und eine höhere 
Anerkennung von Pflegeberufen zu 
erreichen“. Die Darstellung im Poli-
zeiruf sei zwar überspitzt, so die EHS, 
genau diese Überspitzung zeige aber 
eindrücklich, woran in der Pflege wei-
ter gearbeitet werden müsse: am Re-
spekt gegenüber den Bewohnern, an 
der Haltung der Öffentlichkeit gegen-
über Pflegekräften, an der Akzeptanz 
von Alter und Krankheit und damit 
auch am Dilemma zwischen Sicher-
heit und Freiheit von Bewohnern.

Auch Pflegekritiker Claus Fussek 
hat sich zu dem Münchener Polizeiruf 
geäußert. Er sei froh, dass das Thema 
in Fernseh- und Spielfilmen behan-
delt wird. Ihm liege besonders das 
Thema Nachtdienst, wie auch der Ti-
tel der Polizeiruf-Folge lautet, am Her-
zen. „Ich bekomme seit circa 30 Jah-
ren täglich verzweifelte Hilferufe von 
Menschen, die in der Pflege arbeiten. 
Die meisten beziehen sich auf die Si-
tuation in der Nachtwache“, äußert 
sich Fussek im Gespräch mit dem 
„Münchner Merkur“. � (ck) 

ee Die Sendung können Sie in der 
ARD Mediathek ansehen:  
http://vinc.li/Polizeiruf110 (nur 
zwischen 20 und 6 Uhr aufgrund 
der Altersbeschränkung)
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// Das war harte Kost, 
aber ungemein  
bewegend. //

Bernhard Schneider, EHS
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Streitschlichtung mit Bewohnern 

Konflikte lösen ohne Klage 

Ein Streitschlichtungsverfahren kann eine gute Möglichkeit, sowohl für Bewohner als 

auch für das Heim, darstellen, Konflikte ohne ein Gerichtsverfahren zu lösen. Denn oft 

schwelen mögliche Konflikte im Verborgenen. 

Von Ulrike Kempchen 

Bonn // Seit April 2016 ist das Ver-
braucherstreitbeilegungsgesetz in 
Kraft, das die Möglichkeit unabhän-
giger Streitschlichtungsverfahren 
auch für Heimbewohner eröffnet. 
Ein alternativer Lösungsansatz in 
Konfliktsituationen, besonders aus 
Sicht der pflegebedürftigen Betrof-
fenen – aber auch Chance für das 
Heim, bestehende Konflikte zu erken-
nen. Denn trotz internen Beschwer-
demanagements der Betreiber, Auf-
sichtsbehörden und übergeordneter 
Spitzenverbände, die sich Bewoh-
nerbeschwerden annehmen, blei-
ben Konflikte häufig unerkannt und 
ungelöst, weil sie nicht gesehen und 
kommuniziert werden.

Die betroffenen Heimbewohner 
befinden sich in einer besonderen Si-
tuation, die unabhängige Stellen zur 
Streitschlichtung notwendig macht. 
Sie leben in einem Abhängigkeitsver-
hältnis von der Versorgung, der Kon-
takt mit den Pflegekräften ist eng und 
mögliche Mängel oder Fehler in der 
Versorgung schlagen sich direkt nie-
der. Die Bewohner sowie deren An-
gehörige sind dabei aufgrund ihrer 
Abhängigkeit per se die schwächere 
Partei. Sie sind häufig gehemmt, Pro-
bleme offen anzusprechen und Ab-
hilfe zu verlangen. 

Dem Beschwerdemanagement 
innerhalb der Einrichtung wird nicht 
immer das gewünschte Vertrauen 
entgegengebracht und auch unab-
hängigen Schlichtungsmöglichkei-
ten bei den Spitzenverbänden ver-
trauen Verbraucher selten. Hinzu 
kommen ihr schlechter Gesund-
heitszustand, ihr Hilfebedarf und 
ihr häufig hohes Alter sowie kogni-
tive Einschränkungen. Viele Pflege-
bedürftige können oder wollen aus 
diesen Gründen Beanstandungen 
nicht kommunizieren. 

Die Einrichtungen auf der ande-
ren Seite kämpfen mit eigenen Pro-
blemen wie Personalmangel, hohen 
Erwartungen der Träger sowie den 
Bedürfnissen der Bewohner und An-
gehörigen. Aus dieser Gemengelage 
können sich immer wieder kritische 

Situationen ergeben, die zu einem 
Streit zwischen den Parteien führen. 
Staatliche Institutionen, wie die Auf-
sichtsbehörden, werden zwar als un-
abhängig wahrgenommen, aber bei 
vertraglichen Problemen sind sie 
nicht zuständig. Vertragsfragen wer-
den durch das Wohn- und Betreu-
ungsvertragsgesetz (WBVG) geregelt, 
das die Bewohner von Einrichtungen 
zur Durchsetzung ihrer Ansprüche 
auf den allgemeinen Zivilrechtsweg 
verweist. Dieser ist für pflegebetrof-
fene Menschen schwer gangbar, viele 
Betroffene scheuen daher den Weg 
zum Richter. Wird der Konflikt aber 
aus den genannten Gründen nicht 
sichtbar, entsteht leicht der Eindruck, 
man brauche keine neuen Lösungs-
wege. Auseinandersetzungen blei-
ben daher oft ungeklärt und der Kon-
flikt schwelt weiter.

Ein Streitschlichtungsverfahren 
kann hier ein alternativer Lösungs-

ansatz sein. Die Verbraucherschlich-
tung ermöglicht es Bewohnern leich-
ter und schneller Konflikte juristisch 
lösen zu lassen und wird durch un-
parteiliche Schlichter durchgeführt. 
Die Beauftragung eines Anwalts ist 
nicht notwendig. Die Kosten des 
Verfahrens werden vom Heim getra-
gen. Zuständig für das Schlichtungs-
verfahren zwischen Heimbewohner 
und Träger ist derzeit ausschließ-
lich das Zentrum für Schlichtung in 
Kehl (Baden-Württemberg) als all-
gemeine Verbraucherschlichtungs-
stelle. Das Verfahren erfolgt schrift-
lich, die Teilnahme ist für beide 
Parteien freiwillig.

Bevor ein Schlichtungsverfahren 
beantragt werden kann, muss der 

Verbraucher seine Ansprüche nach 
der Kehler Geschäftsordnung aber 
mindestens zwei Monate zuvor beim 
Heim geltend gemacht haben. Erst, 
wenn dies nicht zum gewünschten 
Erfolg führt, kann er das Streitschlich-
tungsverfahren einleiten. Der Pflege-
heimbetreiber braucht somit nicht zu 
befürchten, mit einem Schlichtungs-
verfahren „überfallen“ zu werden. 
Im Gegenteil zwingt ihn diese Kon-
taktaufnahme die Ernsthaftigkeit ei-
nes Problems zu sehen und sich da-
mit zu beschäftigen, auch wenn dies 
vielleicht zuvor im stressigen Ar-
beitsalltag untergegangen ist. 

Nach Prüfung des eingegange-
nen Antrags lässt der Streitschlich-
ter dem Antragsgegner den Antrag 
und die Unterlagen zukommen. 
Beide Parteien erhalten die Möglich-
keit, innerhalb einer Frist von drei 
Wochen Stellung zu nehmen und 
weitere Unterlagen einzureichen. 

Sobald alle Unterlagen eingegan-
gen sind, erstellt der Streitschlich-
ter innerhalb von 90 Tagen einen 
Lösungsvorschlag mit Begründung, 
den er beiden Parteien zukommen 
lässt. Stimmen diese dem Vorschlag 
zu, können sie so eine außergericht-
liche Einigung erreichen.

ee Die Autorin ist Rechtsanwältin 
und Leiterin der Abteilung Recht 
bei der Bundesinteressenvertre-
tung für alte und pflegebetrof-
fene Menschen (BIVA) in Bonn.  
 
Kontakt: kempchen@biva.de  
 
Infos zum Schlichtungsverfah-
ren: verbraucher-schlichtung.de 

Einigung auf alternativen Wege: Ein Streitschlichtungsverfahren bietet die Möglichkeit, Konflikte zu thematisieren, ohne gleich ein 

Gericht einzuschalten. � Foto: underdogstudios / fotolia 

VORTEILE SCHLICHTUNGSVERFAHREN 

ee Die Verbraucherschlichtung birgt die Möglichkeit, einen Konflikt durch 
neutrale Dritte auf Grundlage des geltenden Rechts lösen zu lassen.

ee Die Einrichtungen, die sich der Verbraucherschlichtung öffnen, erhalten 
dadurch die Gelegenheit, schwelende Konflikte zu erkennen und durch 
belastbare Ergebnisse den Hausfrieden wieder herzustellen.

Umbau

Heim erhält  
Pflegeoase 
Regglisweiler // Das Regglisweiler Se-
niorenpflegeheim St. Maria in Baden-
Württemberg erhält eine Pflegeoase. 
Rund 700 000 Euro werden dafür in-
vestiert. Ein Ziel ist es dabei auch, die 
stark pflegebedürftigen Menschen an 
der Natur teilhaben zu lassen, heißt 
es von den Verantwortlichen. Auch 
wenn die Bewohner nicht mehr im 
Freien spazieren gehen könnten, sol-
len durch eine geräumige Terrasse, 
die zu einem Wintergarten führt, 
viele Berührungspunkte zur Natur 
haben. Außerdem sollen die Bewoh-
ner stärker am Leben in der Einrich-
tung teilhaben können, indem die 
Pflegeoase in das Erdgeschoss der 
Einrichtung integriert wird. Das be-
richtet die „Südwest Presse“. „Wir 
wollen das Beste für die Schwächs-
ten“, wird Heimleiterin Claudia Steg-
mann-Schaffer in der Zeitung zitiert. 

Die Idee für eine Pflegeoase hatte 
die Heimleiterin schon seit Länge-
rem. Doch erst die gesetzlichen Än-
derungen, die ab 2019 in Baden-
Württemberg gelten werden, haben 
die Umsetzung in Gang geschoben. 
Denn ab dann dürfen Heime keine 
Doppelzimmer mehr haben, so dass 
das Haus ohnehin umgebaut werden 
muss. Durch die Einrichtung der Pfle-
geoase für Menschen mit einem Pfle-
gegrad von 4 oder 5 können in dem 
Heim auch alle Plätze erhalten blei-
ben. Eine Pflegekraft soll dort durch-
gängig anwesend sein. Die Heimauf-
sicht hat für das Projekt bereits ihr Ok 
gegeben, auch das Sozialministerium 
sowie der Dietenheimer Gemeinde-
rat haben zugestimmt. Die Entwurfs-
planung liegt nun beim Landratsamt 
und sobald auch dieses zustimmt, 
könne die Bauphase beginnen, heißt 
es in der Südwest Presse. � (ck)

Psychopharmaka 

Angehörige  
machen Druck 
Pölzig // Vor kurzem sorgte der AOK-
Pflegereport für Aufsehen, weil er 
aufzeigte, dass Bewohner von Pflege-
heimen zu viel Psychopharmaka er-
halten (siehe CAREkonkret, Ausgabe 
16/2017). Dies könne jedoch auch an 
den Angehörigen liegen, äußert sich 
Dr. Cornelia Karopka aus Pölzig (Thü-
ringen) gegenüber dem Portal „Doc-
Check“. Karopka betreut mit einem 
angestellten Kollegen rund 50 Patien-
ten in Pflegeheimen. Sie weist auf die 
Problematik hin, wenn Angehörige 
für die Bewohner entscheiden sollen. 
„Nicht selten wünschen Angehörige 
die maximal mögliche Therapie, weil 
sie sich kein schlechtes Gewissen ma-
chen wollen“, so Karopka. „Es ist oft 
schwer, zu vermitteln, dass Patienten 
beispielsweise kein Statin mehr brau-
chen.“ Die Hausärztin wünscht sich 
einen verstärkten Einsatz von Fach-
ärzten in Pflegeheimen. Hier besteht 
ihrer Ansicht nach ein großer Mangel. 
Karopka könne aber auch bestätigen, 
dass es Mitarbeiter in Pflegeheimen 
gäbe, die die Gabe der Medikamente 
befürworten, damit Bewohner „mög-
lichst leicht zu betreuen sind“. Aber 
auch Ärzte sind ihrer Ansicht nach oft 
zu unsicher und setzen Medikamente 
aus Angst vor klagenden Angehöri-
gen nicht ab. � (ck)

NEWSTICKER

Hemsö kauft deutsche  
Projektentwicklungen 

Das schwedische Unternehmen 
Hemsö Fastighets AB hat erst-
mals zwei Projektentwicklungen 
in Deutschland erworben. Dabei 
geht es um zwei Projekte, in de-
nen Ersatzneubauten für zwei 
Einrichtungen entstehen sollen. 
Eines davon in Ahrensburg und 
eines in Reinfeld (beides Schles-
wig-Holstein). Das Investitionsvo-
lumen liegt bei circa 24 Millionen 
Euro. Das Heim in Ahrensburg soll 
über 107 Zimmer verfügen. Bau-
start ist voraussichtlich im Juni 
2017. Die Inbetriebnahme ist im 
Herbst 2018 geplant. Das Heim 
in Reinfeld soll 98 Zimmer erhal-
ten. Der Baustart ist voraussicht-
lich im September 2017 mit einer 
voraussichtlichen Fertigstellung 
Ende des Jahres 2018. Der Verkäu-
fer ist Terragon, Entwickler von Se-
nioren- und Pflegeimmobilien. 

K & S errichtet Residenz und 
Studentenwohnheim

Die K & S-Unternehmensgruppe 
baut in Zwickau eine Senioren-
residenz zusammen mit einer 
Studentenwohnanlage. Laut des 
Unternehmens ist das 27-Milli-
onen-Euro-Projekt das „größte 
Projekt in der 35-jährigen Fir-
mengeschichte“. Es entstehen 
59 barrierefreie Seniorenwoh-
nungen, 147 stationäre Pflege-
plätze sowie 87 teilweise möb-
lierte Studentenappartements. 
Darüber hinaus sollen 20 Tages-
pflegeplätze sowie ein ambulan-
ter Pflegedienst dort angesiedelt 
werden. Die ersten Seniorenwoh-
nungen sollen ab Mitte Juni zur 
Verfügung stehen, die Studen-
tenwohnungen soll ab Septem-
ber fertig sein. 

Kosten steigen um zwölf 
Prozent

Die Kosten bei den Sozialbetrie-
ben Mittleres Erzgebirge sind in 
diesem Jahr um im Schnitt zwölf 
Prozent gestiegen. Das berich-
tet die „Freie Presse“ in Sachsen. 
Hauptsächlich sind gestiegene 
Personalkosten sowie höhere 
Ausgaben für Sanierungen und 
Neubauten dafür verantwortlich. 
Hintergrund sei hier vor allem das 
zweite Pflegestärkungsgesetz mit 
seinen geänderten Vorgaben. Bei 
den Personalkosten seien aber 
auch gestiegene Ausbildungsge-
hälter verantwortlich für die er-
höhten Kosten. 

INP-Gruppe übernimmt Casa 
Reha-Heim für Fonds 

Die INP-Gruppe, ein Anbieter al-
ternativer Investmentfonds, hat 
das Casa Reha Seniorenheim 
„Münzehof“ in Balingen (Baden-
Württemberg) für den Fonds „INP 
Deutsche Pflege Invest“ über-
nommen. Das Haus wurde erst 
2016 errichtet und verfügt über 
100 Pflegeplätze in Einzelzim-
mern. Zu dem Fonds gehören be-
reits weitere Pflegeeinrichtungen 
sowie eine Kindertagesstätte in 
Frankfurt am Main. 

HEIME
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Stressprävention in der Pflege, Teil 2

Die Gefährdung beurteilen
Um ein gezieltes Betriebliches Gesundheitsmanagement 

und gezielte Stressprävention in der Pflegeeinrichtung auf-

zubauen, braucht es ein Instrument, das die Belastungen 

der Mitarbeiter aufzeigt und messbar macht. 

Von Denise Schulze

Bruchhausen-Vilsen // Das Arbeits-
schutzgesetz (ArbSchG) verpflichtet 
Arbeitgeber dazu, auf Basis einer Be-
urteilung der Arbeitsbedingungen zu 
ermitteln, welche Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes erforderlich sind (vgl. 
§ 5 ArbSchG). Bei dieser Gefährdungs-
beurteilung sind auch psychische Be-
lastungen der Arbeit zu berücksichti-
gen (vgl. § 5 ArbSchG, Ziffer 6). 

Bei der Gefährdungsbeurteilung 
geht es immer um die Beurteilungen 
der Gestaltung der Arbeit. Auch bei 
der Gefährdungsbeurteilung psychi-
scher Belastungen steht die Beurtei-
lung und Gestaltung der Arbeit in Be-
zug auf die psychischen Belastungen 
im Fokus. Es geht nicht um die Beurtei-
lung der psychischen Verfassung oder 
Gesundheit der Mitarbeiter. 

Psychische Belastung bei der Arbeit 
umfasst eine Vielzahl unterschied-
licher psychisch bedeutsamer Ein-
flüsse, etwa die Arbeitsintensität, die 
soziale Unterstützung am Arbeits-
platz oder die Dauer, Lage und Vertei-
lung der Arbeitszeit. Eine Arbeit ohne 
psychische Belastung ist genauso we-
nig denkbar und wünschenswert wie 
eine Arbeit ohne jede körperliche Be-
lastung. Psychische Belastung ist da-
her wertneutral zu verstehen. Ähnlich 
wie bestimmte Arten und Ausprägun-
gen körperlicher Belastung gesund-
heitsgefährdend sein können, kann 
auch die psychische Belastung bei der 
Arbeit gesundheitsbeeinträchtigende 

Wirkungen haben, zum Beispiel bei 
andauerndem hohen Zeit- und Leis-
tungsdruck oder bei ungünstig gestal-
teter Schichtarbeit. Daher ist es erfor-
derlich, psychische Belastungen der 
Arbeit in der Gefährdungsbeurteilung 
zu berücksichtigen. 

Nur wenn die Mitarbeiter auf 
Dauer die hohen Anforderungen und 
Belastungen in der Pflege gesund be-
wältigen können, wenn sie bis zur 
Rente eine positive Zukunft in die-
sem Beruf sehen, wird es gelingen, 
den Pflegeberuf attraktiv zu gestalten.

Grundsätzlich ist der Arbeitge-
ber für die Planung und Umsetzung 
der Gefährdungsbeurteilung verant-
wortlich; kann sich aber hierzu fach-
kundige Unterstützung holen. Der 
Betriebs-/Personalrat hat bei der Or-
ganisation und Durchführung Mit-
bestimmungsrecht. Um gute und 
verwertbare Ergebnisse zu erzielen, 
empfiehlt sich bei der Gefährdungs-
beurteilung eine einvernehmliche 
Vorgehensweise. 

Bevor mit der Gefährdungsbe-
urteilung begonnen wird, sollte die 
Vorgehensweise in allen Schritten ge-
plant werden. Dazu gehört es, Metho-
den und Instrumente zur Ermittlung 
und Beurteilung der psychischen Be-
lastungen festzulegen. Dazu gehört 
es aber auch zu planen, wie im Falle 
festgestellten Maßnahmenbedarfs 
die Entwicklung, Umsetzung und 
Wirksamkeitskontrolle von Maßnah-
men erfolgen soll. 

Empfehlenswert ist es, in Teilbe-
reichen die Vorgehensweisen zu er-
proben, bevor für die ganze Pflege-
einrichtung entschieden wird. Um 
den Nutzen aus der Gefährdungsbe-
urteilung für die Pflegeeinrichtung 
und ihre Pflegekräfte zu optimieren, 
ist die Einbeziehung der Mitarbeiter 
– gerade bei den psychischen Belas-
tungen - von besonderer Bedeutung. 
Die Mitwirkung ist wichtig, um Ge-
fährdungen zu erkennen und gezielt 
Schritte einzuleiten, die akzeptiert 
und mitgetragen werden. 

Mitarbeiterbefragungen 

Die Vereinte Dienstleistungsgesell-
schaft Verdi hat eine Liste möglicher 
Themen für eine Mitarbeiterbefra-
gung erstellt. Diese eignet sich in-
nerhalb der Gefährdungsbeurteilung 
gut, um Schwachstellen aufzuzei-
gen. Die Befragung kann dabei ano-
nym als Fragebogen gestaltet werden 
oder innerhalb eines Workshops oder 
einer Betriebsversammlung bespro-
chen werden. Ausgangspunkt dieser 

Themenliste ist die Analyse der Tätig-
keiten hinsichtlich der mit der Arbeit 
verbundenen Belastung. 

Zusätzlich können die Ergebnisse 
weiter bewertet werden, indem die 
Punkte zusätzlich mit dem Belas-
tungsgrad befragt werden:
ee 0 Punkte: belastet mich nicht
ee 1 Punkt: belastet mich etwas
ee 2 Punkte: belastet mich deutlich
ee 3 Punkte: belastet mich sehr

Anhand der Ergebnisse lässt sich 
einschätzen, welche Maßnahmen in 

welchem Bereich nötig sind. Diese 
Ergebnisse sollten dann offen mit 
den Mitarbeitern kommuniziert 
und gemeinsam nach Lösungen ge-
sucht werden. Auf diese Weise lässt 
sich nicht nur herausfinden, welche 
hauptsächlichen Belastungen be-
stehen, sondern auch, wo der drin-
gendste Handlungsbedarf liegt. 

ee Die Autorin ist Pflege- und 
Gesundheitsmanagerin,  
www.bgm-gesunde-projekte.de

Bei der Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen steht die Beurteilung und Gestaltung der Arbeit in Bezug auf die  

psychischen Belastungen im Fokus. Es geht nicht um die Beurteilung der psychischen Verfassung der Mitarbeiter� Foto: Werner Krüper

DIE THEMEN DER REIHE

1.	 Pflegekräfte im Stress
2.	 Gefährdungsbeurteilung 

psychischer Belastungen von 
Pflegekräften 

3.	 Stressprävention im Pflegealltag 

MÖGLICHE THEMEN EINER MITARBEITERBEFRAGUNG

  Mich belastet bei der Arbeit:

ee Wie die Arbeit organisiert/geplant ist
ee Dass mir Informationen fehlen, um meine Arbeit gut machen zu können
ee Unklare Zuständigkeiten
ee Einseitige Aufgaben ohne Abwechslung
ee Dass meine Ideen/Verbesserungsvorschläge nichtaufgegriffen werden
ee Dass ich keine/zu wenig Rückmeldung zu meiner Arbeit erhalte
ee Zeit oder Termindruck während meiner Arbeit
ee Die Lage meiner Arbeitszeiten (bspw. Nachtdienst)
ee Die Länge meiner Arbeitszeit
ee Dass ich Überstunden machen muss
ee Schlechte Planbarkeit meiner Arbeits- und Freizeit
ee Dass erwartet wird, dass ich in meiner Freizeit erreichbar bin
ee Herablassende Behandlung durch Kunden/Klienten o. a.
ee Respektlose Behandlung durch Vorgesetzte
ee Keine/zu wenig Unterstützung durch Kollegen
ee Dass ich meine Gefühle beim Arbeiten verbergen muss
ee Schwere/körperliche Arbeit (heben, tragen, stemmen etc.)
ee Einseitige, körperliche Arbeit (langes Stehen oder Sitzen etc.)
ee Widrige Umgebungsbedingungen (Zugluft, Lärm, Gerüche etc.)
ee Gefahrenpotenziale (Verletzungs- oder Unfallgefahren o. ä.) 

Dokumentieren mit  
dem Strukturmodell
Aus erster Hand! Das Experten-
wissen zum Strukturmodell

Sie erfahren, wie das Strukturmodell praktisch einzu­
führen ist. Im Auftrag des Pflegebevollmäch tigten der 
Bundesregierung haben die Experten Elisabeth Bei - 
kirch und Hans-Dieter Nolting das Projekt „Entbüro­
kratisierung der Pflegedokumentation“ gesteuert. 
Michael Wipp begleitete die Einführung des Struktur­
modells als Geschäftsführer einer Pflegeein richtung. 
Profitieren Sie von diesem Expertenwissen aus 
erster Hand! 

www.altenpflege-online.net/shop
Vincentz Network · T +49 511 9910­033 · F +49 511 9910­029 · buecherdienst@vincentz.net

Elisabeth Beikirch, Hans­Dieter Nolting, Michael Wipp
Dokumentieren mit dem Strukturmodell
Grundlagen – Einführung – Management
2017, 260 Seiten, kart., 44,80 €, Best.­Nr. 781
Auch als eBook (ePub) erhältlich
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Investitionskostenzuschuss für die Tagespflege

Anspruch bei Versagen der Verwaltung
Münster // Nach dem Urteil des Ver-
waltungsgerichts Münster erhält 
eine Tagespflegeeinrichtung die be-
antragten Investitionskosten auch 
bei einem Systemversagen der So-
zialverwaltung, das bei der Anwen-
dung des APG NRW und der APG 
DVO auftritt.

Die Klägerin beantragte für ihre 
Tagespflege im September 2015 
beim örtlichen Sozialhilfeträger die 
Zahlung eines bewohnerorientierten 
Aufwendungszuschusses für Inves-
titionskosten gemäß § 13 APG NRW. 
Bei der Antragstellung teilte sie mit, 
dass sie noch keine Abrechnung der 
Investitionskostenpauschale von 
dem überörtlichen Träger der Sozial-
hilfe erhalten habe. Der Grund hierfür 
war kein Verschulden der Klägerin, 
sondern eine fehlende Bescheidung 
durch den überörtlichen Sozialhilfe-
träger (hier LWL), da noch Abstim-
mungen mit dem Ministerium für 
Gesundheit, Emanzipation, Pflege 
und Alter hätten erfolgen müssen.

Der beklagte örtliche Sozialhilfe-
träger lehnte die Erteilung der bean-
tragen Investitionskosten ab. Er be-
gründete diese Entscheidung damit, 
dass die Klägerin die Antragsfristen 
des § 22 Absatz 2 APG DVO NRW ver-
säumt habe. Bei dieser Frist handle 
es sich um eine materiell-rechtliche 
Ausschlussfrist.

Das heißt konkret: Fristversäumnis 
führt zum Untergang des Anspruchs.

Die Klägerin berief sich darauf, 
dass sie die Frist des § 22 Absatz 2 APG 
DVO NRW aus technischen Gründen 
nicht einhalten konnte. Ihr lag kein
Investitionskostenbescheid des über-
örtlichen Sozialhilfeträgers vor, der 
für den Antrag gegenüber dem örtli-
chen Sozialhilfeträger zwingend not-
wendig gewesen wäre.
Das Verwaltungsgericht hat der Klä-
gerin Recht gegeben und den örtli-
chen Sozialhilfeträger zur Zahlung 
des beantragten bewohnerorien-
tierten Aufwendungszuschusses 
verurteilt. Die Verwehrung durch 
den örtlichen Sozialhilfeträger war 
rechtswidrig. Die Klägerin hat als 
Tagespflegeeinrichtung einen An-
spruch auf Zahlung des bewohner-
orientierten Aufwendungszuschus-
ses nach § 13 APG NRW. Sie musste 
sich nicht an die Frist des § 22 Absatz 
2 Satz 1 APG DVO NRW halten, da ihr 
kein Investitionskostenbescheid des 
überörtlichen Sozialhilfeträgers er-
teilt worden war.� (ck)

ee VG Münster, Urteil vom 
14.02.2017, Aktenzeichen 6 K 
2255/15.  
Das Urteil steht auf der Website 
ulbrich-kaminski.de zum Down-
load bereit.

Vergütungserhöhung für Betreuungstätigkeit

AWO kritisiert Vertagung der Debatte
Berlin // Nach einem Beschluss des 
Bundeskabinetts sollte die Vergü-
tung für rechtlich geführte Betreu-
ungen um 15 Prozent erhöht werden. 
Auf Drängen der Justizminister der 
Bundesländer wird dieser Beschluss 
vorerst nicht wie geplant im Bundes-
tag beraten. Die für Ende März 2017 
vorgesehene Debatte im Bundestag 
zum Ehegattenvertretungsrecht und 
der Erhöhung Vergütungspauschale 
wurde auf den Sommer verschoben. 

„Wir fordern seit Jahren, die Ver-
gütungspauschale für rechtlich ge-
führte Betreuungen zu erhöhen. 
Sonst wird leichtfertig die Existenz 
vieler Betreuungsvereine aufs Spiel 
gesetzt. Einen weiteren Aufschub 
werden etliche Betreuungsvereine 
finanziell nicht mehr verkraften und 
noch dieses Jahr schließen müssen“, 
kritisiert AWO Vorstandsmitglied Bri-
gitte Döcker. 

Die AWO sieht in einer höheren 
Vergütungspauschale eine überle-
bensnotwendige Maßnahme für die 
Betreuungsvereine, so wurde letzt-
malig im Jahr 2005 eine Erhöhung 
umgesetzt. In diesem Zeitraum gab 
es in der Bundesrepublik eine allge-
meine Preissteigerung von rund 18 
Prozent (berechnet an der Inflati-
onsrate 2005 – 2015). Viele Vereine 
haben versucht, zusätzliche Betreu-
ungen zu übernehmen und so Kos-

tensteigerungen im Personal- und 
Sachbereich auszugleichen. „Betreu-
ungsvereine sind ein unerlässliches 
Strukturelement im Betreuungs-
wesen, das erhalten werden muss. 
Durch ihre verlässliche Arbeit ermög-
lichen und fördern sie bürgerschaftli-
ches Engagement, stärken Familien-
systeme, sichern eine gute Qualität in 
der Betreuungsführung und fördern 
ein gesellschaftliches Klima, in dem 
sich Menschen für andere engagie-
ren“, erklärt Brigitte Döcker.

„Die AWO unterstützt den Ka-
binettbeschluss und fordert das re-
formierte Betreuungsrecht umzu-
setzen und somit zukunftssicher zu 
gestalten. Für das Überleben der Be-
treuungsvereine ist es höchste Zeit, 
notwendige Schritte für eine kos-
tendeckende Finanzierung auf den 
Weg zu bringen. Denn ohne die Ar-
beit der Betreuungsvereine sind so-
wohl der Bereich der Ehrenamtlich-
keit in der rechtlichen Betreuung als 
auch die qualitativ hochwertige ge-
setzliche Betreuung durch Vereins-
betreuer akut gefährdet“, betont Dö-
cker. Erfahrungsgemäß besteht die 
Gefahr, dass das Thema ganz von der 
Tagesordnung verschwindet und da-
mit die Gefahr, die Existenz vieler Be-
treuungsvereine zu vernichten.� (ck)

ee awo.org

Demenzversorgung

Arbeitsteilung von 
Arzt und Pflege
Greifswald // Wissenschaftler un-
tersuchen, wie die ambulante Ver-
sorgung von Menschen mit Demenz 
durch eine künftige Weiterentwick-
lung der Arbeitsteilung von Hausärz-
ten und Pflegefachpersonen verbes-
sert werden kann. 

„Innovative Versorgungskon-
zepte sind erforderlich. Diese Kon-
zepte betreffen auch eine Neustruk-
turierung von Aufgabenfeldern 
einzelner Berufsgruppen. Menschen 
mit Demenz sind auf eine komplexe 
Versorgung angewiesen, die den fort-
schreitenden Krankheitsverlauf ver-
zögern und solange wie möglich ein 
selbstbestimmtes Leben in der eige-
nen Häuslichkeit unterstützen. Hier 
setzt die AHeaD Studie an“, so Prof. 
Dr. Wolfgang Hoffmann, Geschäfts-
führender Direktor des Instituts für 
Community Medicine der Universi-
tätsmedizin Greifswald. 

„Das bislang einmalige Studi-
envorhaben in Deutschland zielt  
darauf ab, eine sinnvolle Aufga-
benneuverteilung von Pflegefach-
personen und Hausärzten für die 
ambulante Demenzversorgung hin-
sichtlich Kooperation, Delegation 
und Substitution zu entwickeln“, 
erklärte Projektleiterin Dr. Adina 
Dreier-Wolfgramm.� (ck) 

Bundessozialgericht

Anrechnung des Wohngruppenzuschlags rechtswidrig
Das Bundessozialgericht hat vor einer Woche erneut eine Grundsatzentscheidung zum 

Wohngruppenzuschlag getroffen. Die Aufrechung des Zuschlags mit der Hilfe zur Pflege 

ist rechtswidrig. 

Von Dr. Jan Basche

Kassel // Nachdem der 3. Senat am 
18 Februar 2016 bereits geurteilt 
hatte, dass die Mittel aus § 38a SGB 
XI nicht als schlichte Aufstockung 
der Hilfe zur Pflege dienen und auch 
von Familien genutzt werden kön-
nen, solange in ihnen mindestens 
drei Pflegebedürftige zusammenle-
ben (B 3 P 5/14 R), ging es am vergan-
genen Freitag um eine für die Pflege-
praxis noch viel schwerer wiegende 
Frage. 
Bisher nämlich kommt der Wohn-
gruppenzuschlag gar nicht erst in 
den vielen bereits bestehenden 
Wohngemeinschaften an. Da auf-
grund der notwendig hohen Per-
sonalvorgaben gerade in den rund 
um die Uhr betreuten Demenz-
Wohngemeinschaften die Kosten 
der Pflege dort oft jene eines Heim-
platzes übersteigen, sind die meis-
ten Pflegebedürftigen nicht in der 
Lage, diese Kosten über die Leistun-
gen der Pflegeversicherung hinaus 
selbst zu tragen, und deshalb ergän-
zend auf den Sozialhilfeträger ange-
wiesen. Der aber hatte in mehreren 
Bundesländern behauptet, zwischen 
den zusätzlichen Leistungsinhalten 
des vom Gesetzgeber neu geschaf-
fenen Zuschlags und den schon zu-
vor bestehenden Leistungen nach §§ 
61ff. SGB XII bestehe Zweckidentität, 
weshalb der Zuschlag angerechnet 
werden könne. 

Diese Situation reklamierte 
bereits der Bundesrat in der Ds. 

354/1/15 vom 14 September 2015. 
Dort hieß es auf Seite 17: „Die Folge 
der grundsätzlichen Anrechnung 
des Wohngruppenzuschlages auf 
die Hilfe zur Pflege ist, dass bei den 
Wohngruppen-Bewohnerinnen und 
-Bewohnern, die ergänzende Hilfe 
zur Pflege nach dem SGB XII erhal-

ten, der gewollte Mehrwert nicht 
ankommt. (…) Hinzu kommt, dass 
mit dem Ersten Pflegestärkungs-
gesetz (PSG I) der Gesetzgeber klar-
gestellt hat, dass die in der Wohn-

gruppe tätige Person von dieser 
‚gemeinschaftlich beauftragt‘ sein 
muss. Hierzu wird es in der Regel 
nicht kommen, wenn Bewohnerin-
nen und Bewohner den Zuschlag für 
die Hilfe zur Pflege einsetzen müs-
sen und ihnen daher die Mittel für 
die Bezahlung einer zusätzlichen 
Kraft fehlen.“ Der Initiative des Bun-
desrats ist der Bundestag damals 
nicht gefolgt, weil ihm offenkundig 
die Alimentierung der kommunalen 
Kassen aus Mitteln der Pflegeversi-
cherung wichtiger war als die Ver-
besserung der Lebenswirklichkeit 
der Pflegebedürftigen.

Dem hat das Bundessozialgericht 
nun in einem vom Berliner Rechtsan-
walt Christoph Stackmann begleite-
ten Fall einen Riegel vorgeschoben 
(B 8 SO 14/16 R). Der 8. Senat hob im 
Revisionsverfahren ein die bishe-
rige Verwaltungspraxis bestätigen-
des Urteil des Landessozialgerichts 
Berlin-Brandenburg auf und machte 
während der mündlichen Verhand-
lung unmissverständlich deutlich, 
dass Zweckidentität zwischen dem 
Wohngruppenzuschlag nach § 38a 
SGB XI und den nachrangigen Leis-
tungen der Hilfe zur Pflege aus §§ 
61ff. SGB XII gerade nicht besteht. 

Während diese lediglich die in-
dividuelle Pflegebedürftigkeit er-
fassen und an eine individuelle Be-
auftragung gebunden sind, soll der 
Zuschlag dem zusätzlichen Aufwand 
in einer Wohngruppe Rechnung tra-
gen. Schon nach dem Wortlaut des 
Gesetzes sollen die Leistungen „un-

abhängig von der individuellen 
pflegerischen Versorgung“ erfolgen  
(§ 38a Absatz 1 Ziffer 3 SGB XI). Und 
während die Einzelleistungen nur 
durch nach § 75 SGB XI zugelassene 
Pflegedienste erbracht werden dür-
fen, lässt sich der Wohngruppenzu-
schlag explizit für die Beauftragung 
einer Person ohne jede weitere Qua-
lifikation nutzen. 

Die Beklagtenvertreterin er-
klärte, dass es sich bei der Tagespau-
schale für Demenz-Wohngemein-
schaften um eine Vorwegnahme der 
späteren Regelungen des § 38a SGB 
XI gehandelt habe. Das Land Berlin 
habe dadurch den hinzugetretenen 
Leis-tungsanspruch bereits vollstän-
dig erfüllt, so dass der Wohngrup-
penzuschlag keine neuen Bedarfe 
decke und mit der Hilfe zur Pflege 
aufgerechnet werden dürfe. 

Zuschlag geht Pflegebedürftigen 
seit 2012 verloren

Der 8. Senat bestätigte dagegen, dass 
der Wohngruppenzuschlag seit Ein-
führung durch das Pflege-Neuaus-
richtungs-Gesetz im Jahr 2012 den 
Pflegebedürftigen im Land Berlin 
verloren gehe, obwohl es sich bei 
ihm nicht um Einkommen handelt. 
Er bestätigte daneben, dass auch die 
im beklagten Land Berlin geltenden 
Tagespauschalen als jeweils indivi-
duelle Leistungen nach §§ 61ff. SGB 

XII, nicht aber als gemeinschaftli-
che Zusatzleistungen vereinbart 
wurden. Die Vorsitzende Richterin 
spielte den Ball in das Feld der Ver-
tragspartner zurück: Wenn der So-
zialhilfeträger der Meinung sei, es 
bestehe Zweckidentität bzw. De-
ckungsgleichheit, hätte er entspre-
chend mit den Leistungserbringern 
in Vergütungsverhandlungen über 

die Höhe der Tagespauschale treten 
müssen, statt sich einseitig Leistun-
gen der Pflegeversicherung zu eigen 
zu machen.

Nachdem nun höchstrichter-
lich entschieden ist, dass das bis-
herige Vorgehen des Sozialhilfe-
trägers rechtswidrig war, müssen 
die Vertragspartner mit Hoch-
druck daran arbeiten, den Zuschlag 
fünf Jahre nach seiner gesetzlichen 
Einführung endlich dort ankom-
men zu lassen, wo er hingehört, 
nämlich in die Wohngruppen der 
Pflegebedürftigen.

ee Dr. Jan Basche ist Inhaber meh-
rerer Pflegedienste in Berlin und 
Hessen. Er hat das Klageverfah-
ren vor dem Bundessozialgericht 
betrieben. Er ist zudem Mitglied 
im BVorstand des bpa-Landes-
verbandes Berlin/Brandenburg 
 
Erreichbar ist Dr. Basche unter 
folgender E-Mail-Adresse:  
pflege@berlin.de

Dem Bundestag war die Alimentierung der 
kommunalen Kassen wichtiger.

// Die Vertragspartner 
müssen mit Hochdruck 
daran arbeiten, den 
Zuschlag endlich in 
den Wohngruppen der 
Pflegebedürftigen an-
kommen zu lassen. //

Dr. Jan Basche
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Urteil über Hausnotruf

Bei Auffälligkeiten immer den Rettungsdienst rufen
Eine Notrufanlage in der eigenen Wohnung – bei Senioren wird das immer beliebter. Nun 

entschied der Bundesgerichtshof. Auf die Johanniter Unfallhilfe könnte ein erster Haf-

tungsfall nach einem Hausnotruf zukommen.

Karlsruhe // Stöhnt der Nutzer eines 
Hausnotrufsystems nach Drücken 
der Notruftaste minutenlang in die 
Notrufanlage, sollten die Mitarbei-
ter unbedingt den Rettungsdienst ru-
fen. Unterlassen sie diese Hilfsmaß-
nahme, dann muss der Anbieter des 
Notrufsystems beweisen, dass er auf-
getretene Gesundheitsschäden bei 
dem Hilfebedürftigen nicht zu ver-
antworten hat, urteilte am 11. Mai 
2017 der Bundesgerichtshof in Karls-
ruhe. Er verhandelte in einem tragi-
schen Haftungsfall, in den die Johan-
niter Unfallhilfe verstrickt war. 

Minutenlanges Stöhnen 

Konkret ging es um einen 78-jähri-
gen schwer kranken Mann, der bis 
April 2012 allein in einer Wohnung 
in einem Seniorenwohnheim lebte. 
Er litt an zahlreichen Beschwerden 
wie Atemnot, Herzrhythmusstörun-
gen, Diabetes und Bluthochdruck. Es 
bestand zudem ein stark erhöhtes 
Schlaganfallrisiko.

Um im Notfall schnelle Hilfe be-
anspruchen zu können, hatte er mit 
der Johanniter Unfallhilfe einen 
Hausnotrufvertrag geschlossen. So 
konnte er per Knopfdruck die Haus-
notrufanlage aktivieren. Mitarbeiter 
des Notdienstes können sich dann 

mit dem Hilfesuchenden verständi-
gen und je nach Bedarf einen Schlüs-
seldienst, einen Rettungsdienst oder 
einen Arzt rufen.

Im April 2012 drückte der Senior 
die Notruftaste. Der Mitarbeiter in 
der Zentrale des Dienstes hörte je-
doch minutenlang nur ein Stöhnen. 
Als dann mehrere Telefonanrufe 
scheiterten, wurde ein Mitarbeiter 
eines Sicherheitsdienstes und spä-
ter ein weiterer Beschäftigter in die 
Wohnung geschickt. Sie fanden den 
Mann auf dem Boden liegend, rich-
teten ihn auf und ließen ihn dann al-
lein. Den Rettungsdienst verständig-
ten die Männer nicht. 

Erst zwei Tage später fanden An-
gehörige den 78-Jährigen. Er war 
halbseitig gelähmt und hatte eine 
Sprachstörung. In der Klinik wurde 
ein bis zu drei Tagen zurückliegen-
der Schlaganfall diagnostiziert.

Der Mann meinte, dass die Haus-
notrufmitarbeiter für diese Gesund-
heitsschäden verantwortlich seien. 
Hätten sie rechtzeitig einen Ret-
tungswagen gerufen, wären gravie-
rende Folgen vermieden worden. 
Das bestritt jedoch die Johanni-
ter Unfallhilfe. Sie lehnte die Zah-
lung von Schadenersatz und eines 
Schmerzensgeldes in Höhe von min-
destens 40.000 Euro ab. Weil der der 

Mann mittlerweile verstorben ist, 
machten die Erbinnen die Ansprü-
che geltend.

Der BGH urteilte nun, dass der 
Hausnotrufdienst seine vertraglich 
vereinbarten Schutzpflichten „grob 
vernachlässigt hat. Zwar sei der 
Dienst nicht für den Erfolg von Ret-
tungsmaßnahmen verantwortlich, 

er sei aber verpflichtet, unverzüglich 
eine angemessene Hilfeleistung zu 
vermitteln.

Akuter medizinischer Notfall 

Genau das sei hier unterlassen wor-
den. Die Johanniter Unfallhilfe habe 
von den Vorerkrankungen und dem 
Schlaganfallrisiko gewusst. Als der 
Mitarbeiter in der Zentrale den Not-
ruf entgegennahm und das minuten-
lange Stöhnen hörte, hätte er den Ret-
tungsdienst informieren müssen. 

Diese grobe Fahrlässigkeit führe 
ähnlich wie im Arzthaftungsrecht 
zu einer Beweislastumkehr, befan-
den die Richter. Der Anbieter des Not-
rufdienstes muss danach beweisen, 
dass die Gesundheitsschäden auch 
dann eingetreten wären, wenn er al-
les richtig gemacht hätte. 

„Das scheint uns schon ziemlich 
daneben zu sein, wie das Berufungs-
gericht die Sache gewürdigt hat“, 
sagte der Vorsitzende Richter, Ulrich 
Herrmann, in der Verhandlung. Mi-
nutenlang sei über den Notruf nur 
ein Stöhnen zu hören gewesen. Ein 
akuter medizinischer Notfall habe 
sich deshalb aufgedrängt, heißt es 
im Urteil. Mitarbeiter mit einer blo-
ßen Erste-Hilfe-Ausbildung zu schi-
cken, sei keine angemessene Hilfe 
gewesen.

Der Bundesgerichtshof hat die 
Sache zurückverwiesen an das Ber-
liner Kammergericht. Dort wird es 

neben der Höhe des Schadenersat-
zes darum gehen, ob die Pflichtver-
letzung der Johanniter ursächlich 
war für Lähmung und Sprachstö-
rung des Mannes. In der Regel muss 
das der Kläger beweisen. Umgekehrt 
ist die Beweislast etwa bei groben 
Behandlungsfehlern eines Arztes. 
Diesen Grundsatz übertrugen die 
Karlsruher Richter jetzt auch auf den 

Hausnotrufvertrag.
„Das ist der erste Haftungsfall, 

von dem ich höre“, sagt Anne-Ka-
trin Wiesemann von der Verbrau-
cherzentrale Sachsen. Die geforderte 
Schmerzensgeldsumme von 40 000 
Euro hält sie für „ziemlich spektaku-
lär“. Selbst bei Behandlungsfehlern 
gebe es in der Regel weniger. Sowohl 
bei den Johannitern als auch beim 
Arbeiter-Samariter-Bund hat es 
nach eigenen Angaben bisher keine 
vergleichbaren Fälle gegeben.� (ck)

ee Bundesgerichtshof  
(Az.: III ZR 92/16)

Seniorin mit Hausnotrufsender am Handgelenk – im Notfall muss der Pflegedienst schnell reagieren und sollte nicht nur den Mitar-

beiter oder den Sicherheitsdienst schicken.� Foto: epd/Werner Krueper
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Mit Unterstützung von

Laut BGH hat der 
Hausnotrufdienst 
seine vertraglich  
vereinbarten Pflichten 
vernachlässigt.

Förderprojekt in Baden-Württemberg

Hilfe bei Gewalt in häuslicher Pflege
Tuttlingen // Baden-Württemberg 
unterstützt das Projekt „Erwachse-
nenschutz im Landkreis Tuttlingen – 
Entwicklung und Umsetzung eines 
Konzepts im Sinne der Caring Com-
munity“ mit 110 000 Euro. Das auf 
drei Jahre angelegte Projekt zielt auf 
den Schutz pflegebedürftiger Men-
schen vor Gewalt und Missbrauch in 
der häuslichen Umgebung. 

„Unser Ziel ist es, dass die Men-
schen in Baden-Württemberg auch 
unter erschwerten Bedingungen – 
unterstützt von Familie, Nachbar-
schaft und pflegeprofessionellen so-
wie staatlichen Stellen – ein gutes 
Leben führen können. Das Tuttlinger 

Konzept der ‚Pflegenden Gemeinde‘ 
leistet dazu einen sehr wertvollen 
Beitrag“, so Sozial- und Integrations-
minister Manne Lucha. Mit dem In-
novationsprogramm Pflege stellt die 
Landesregierung im Jahr 2017 Mit-
tel in Millionenhöhe zur Verfügung, 
um neuartige Versorgungskonzepte 
in der Pflege zu fördern. Das Förder-
programm 2017 legt einen Fokus auf 
Projekte, die häusliche Pflegearrange-
ments stärken wie Pflege-WGs oder 
der Ausbau von Nacht-, Tages- und 
Kurzzeitpflegeplätzen.� (ck)

ee sozialministerium.baden- 
wuerttemberg.de
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Kritik an Wartezeit für die 
Bewilligung von Anträgen

In Berlin müssen Pflegebedürf-
tige oft monatelang auf die Be-
willigung ihrer Anträge warten, 
meldet die Berliner Morgenpost. 
Pflegedienste würden oft in fi-
nanzielle Vorlage gehen, ohne zu 
wissen, ob sie die erbrachten Leis-
tungen auch voll erstattet bekom-
men. „Was von den Pflegediens-
ten tatsächlich geleistet wird, 
muss auch gezahlt werden, egal 
wie lange die Antragsbewilligung 
dauert“, sagte der Bundesverband 
privater Anbieter sozialer Dienste 
(bpa) auf Nachfrage. „Das kann 
nicht zulasten der Pflegedienste 
gehen.“ Die Sozialverwaltung hält 
sich raus. „Sofern Hilfsmaßnah-
men unaufschiebbar erforderlich 
sind, sind die Leistungsanbieter 
verpflichtet, den notwendigen 
Bedarf zu decken“, so die Antwort 
auf eine Anfrage der FDP.

Ambulant oder stationär? 
Der Patient entscheidet

Nicole Gatz, Pflegedienstleitung 
bei Hilfe Daheim in Hamburg, 
plädiert die häusliche Pflege 
nicht als einzige Lösung in der Be-
ratung darzustellen. Aus eigener 
Erfahrung weiß sie um die Vor-
teile eines Pflegeheims: „Es kann 
also durchaus die richtige Ent-
scheidung sein, eine solche Ein-
richtung zu wählen. Es müssen 
jedoch vorher alle Vor- und Nach-
teile abgewogen werden. Ich plä-
diere an dieser Stelle dafür, dass 
es trotz hohem Arbeitsaufkom-
men die Pflicht eines jeden ist, 
der Menschen berät, die vor so 
einer Entscheidung stehen, sich 
die Mühe zu machen herauszu-
bekommen, was der Wunsch des 
Betroffenen ist“.

Schwesternverband weitet 
ambulante Versorgung aus

Die Schwesternverband Ambu-
lante Pflege gGmbH, eine Toch-
tergesellschaft des Saarländi-
schen Schwesternverbands e.V., 
weitet ihr Angebot der ambulan-
ten Versorgung in der Region Süd-
baden aus. Seit April ist der Pfle-
gedienst Hodapp in Oberkirch Teil 
des Verbandes. Neben dem 1994 
gegründeten ambulanten Pfle-
gedienst gehören auch eine Ein-
richtung der Tagespflege mit 24 
Plätzen sowie fünf Nachtpflege-
plätzen dazu. Außerdem bietet 
der Pflegedienst den Bewohnern 
des Weingärtnerhauses (Betreu-
tes Wohnen) Versorgungsmög-
lichkeiten an.

Häusliche Pflege-Blog: Wie 
sinnvoll ist der Mindestlohn? 
In seinem aktuellen Blogbeitrag 
auf der Häusliche Pflege-Web-
site beschäftigt sich Intensiv-
pflegedienstbetreiber Christoph 
Jaschke mit dem gesetzlichen 
Mindestlohn. „Oft wird das 
selbst dort nur Kopfschütteln 
erzeugen, da tarifbezahlte Pfle-
gehilfskräfte bereits jetzt besser 
vergütet werden“, schreibt 
Jaschke. Mehr unter www.
haeusliche-pflege.net/blog

Außerklinische Intensivpflege

Die Wohngemeinschaft als zentraler Ort
Mit dem Angebot einer außerklinischen Intensivpflege-

WG will der hannoversche Interkulturelle Sozialdienst 

dem Bedarf nach häuslicher Versorgung von Intensiv-

pflegepatienten entsprechen. Pflegebedürftige, Angehö-

rige und Krankenkassen profitieren von den Vorteilen, sagt  

Geschäftsführerin Arbabian-Vogel.

Von Bärbel Triller

Hannover // „Stationär vor ambu-
lant“ – Mit dieser These sorgte Er-
win Rüddel (CDU) jüngst auf der 
Entscheiderkonferenz 2.0 – Außer-
klinische Intensivpflege“ in Berlin 
für Aufmerksamkeit. Rüddel argu-
mentierte, dass die guten Qualität 
und der kostengünstigen Versor-
gung in der stationären Pflege. „Wir 
sehen das anders“, sagt Jasmin Arb-
abian-Vogel. 

Sie ist Geschäftsführerin des In-
terkulturellen Sozialdienstes (IKS) 
Hannover und seit 22 Jahren im Be-
reich der Ambulanten Kranken- und 
Altenpflege tätig. Als der IKS vor gut 
zwei Jahren begann, die Versorgung 
von Menschen mit intensiv- und be-
atmungspflegerischen Bedarf in ih-
rem häuslichen Umfeld zu überneh-

men, setzte sich rasch die Erkenntnis 
durch, dass die Lebenslagen rund um 
die Pflegebedürftigkeit eines Men-
schen, unabhängig von der Krank-
heit, in einigen Bereichen gleichen. 
„Die Probleme in der Häuslichkeit 
sind ähnlich“, weiß IKS-Geschäfts-
führerin Jasmin Arbabian-Vogel 
aus Erfahrung. Die Lösung sei das 
Angebot einer Pflegewohngemein-
schaft. Diese Wohnform habe sich 
zum Beispiel für Demente und Seni-
oren längst etabliert.

Privat eingerichteter Rahmen

Für Arbabian-Vogel liegen die Vor-
teile klar auf der Hand. Die meisten 
Menschen scheuen trotz Pflegebe-
dürftigkeit den Umzug in ein Pfle-
geheim. Der Tagesablauf werde hier 
als zu anonym und fremdbestimmt 
erlebt. Das Wohnen in einer Pflege-
WG hingegen sei privater, individu-
eller und somit vergleichbar mit dem 
Leben in den eigenen vier Wänden. 
Allerdings sei das WG-Leben um den 
Vorzug der Gemeinschaft erweitert. 
„Mit der Pflege-WG schaffen wir ein 
alternatives Wohnmodell zum Pfle-
geheim“, sagt IKS-Geschäftsführerin 
Arbabian-Vogel. Dabei sei die mögli-
che Selbstbestimmtheit der Bewoh-
ner der Maßstab für die Versorgung. 
Nicht die Schichten des Pflegeper-
sonals bestimmten die Tages- und 
Nachtstruktur der Patienten, son-
dern seine Bedürfnisse, soweit diese 
bekannt seien. Zudem würden die 
Angehörigen von ihren Aufgaben 
entlastet, weil in der Pflege-WG Fach-
kräfte die Versorgung leisten. Auch 
die Krankenkassen würden von 
Pflege-WG-Modell profitieren. „Es ist 
günstiger als den Patienten 1 : 1 in der 
Häuslichkeit zu betreuen“, sagt Arb-
abian-Vogel. 

Ein „normales“ Wohnprojekt

Die Intensiv-Wohngemeinschaft 
List, so der offizielle Name, bietet auf 
rund 300 Quadratmeter mit Wohn- 
und Essbereich, Küche, Pflegezim-
mern und zwei Bädern ausreichend 
Raum für acht Intensivpflege-Patien-
ten. Eine überschaubare und famili-
äre Größe, sagt Arbabian-Vogel. Etwa 
ein Jahr hat der IKS Hannover nach 
einer passenden Wohnung gesucht. 
„Die Pflege-WG ist weder an ein Pfle-
geheim angegliedert noch befindet 

sie sich in Randlage der Stadt“, er-
klärt Arbabian-Vogel. Die WG sei ein 
‚normales‘ Wohnprojekt, dass sich in 
die Infrastruktur des Stadtteils ein-
füge. Die Räumlichkeiten wurden 
aufwändig und den Anforderungen 
entsprechend saniert. So mussten in 
den Bewohnerzimmern Anschluss-
möglichkeiten für die erforderliche 
Technik, die nötig ist, um die Patien-
ten zu versorgen, installiert werden. 
Die künftigen Bewohner überneh-
men ihre Zimmer leer, so dass sie ihr 
neues Zuhause mit eigenen Möbeln 
individuell gestalten können. 

Im Mai, so der Plan, ziehen die 
ersten Bewohner ein. Das IKS-Team 
stellt eine 24-Stunden-Betreuung si-
cher. Tagsüber übernehmen vier Mit-
arbeiter, darunter drei Intensivfach-
pflegekräfte, die Versorgung. In der 
Nacht sind zwei Pflegefachkräfte vor 
Ort. Ein Mitarbeiter ist für die Haus-
wirtschaft zuständig. Gekocht wird in 
der Küche der Pflege-WG. „Wir wollen 
den Alltag für die Bewohner so gestal-
ten, wie sie es von Zuhause gewohnt 
sind“, sagt Arbabian-Vogel. 

Ein konstantes Team stelle eine 
vertrauensvolle Atmosphäre sicher. 
Auf externe Dienstleistungen zum 
Beispiel von Reinigungskräften und 
Caterer verzichtet der IKS Hannover 
bewusst. 

In Kooperation mit Ärzten, Thera-
peuten und Kliniken entwickelt das 
IKS-Team ein individuelles Therapie-
konzept, das in der Pflege-WG umge-
setzt wird. Das Leben in der Inten-
sivpflege-WG wird nach SGB V von 
der Krankenkasse übernommen. Für 
Miete, Nebenkosten und Haushalts-
geld für zum Beispiel Lebensmittel 
und Hygieneartikel kommt der Pati-
ent selbst auf.

Der Interkulturelle Sozialdienst 
Hannover wurde 1996 von Jasmin 
Arbabian-Vogel mitbegründet. Das 
Ziel ist, die interkulturelle Pflege für 
Menschen mit verschiedensten kul-
turellen, sprachlichen oder religiösen 
Wurzeln zu stärken. Aktuell betreut 
das 100 Mitarbeiter starke IKS-Team 
rund 250 Menschen im häuslichen 
Umfeld. Davon leben 37 Personen in 
fünf Demenz-WG’s, zwölf Personen 
nehmen die Tagesbetreuung in An-
spruch und sechs Personen werden 
im Rahmen der Intensiv-Pflege im 
häuslichen Umfeld rund um die Uhr 
betreut. Weitere 195 Personen wer-
den mit ambulanter Pflege im häus-
lichen Umfeld versorgt.

ee Weitere Informationen finden 
Sie auf der Webseite des Pflege-
diensts unter iks-hannover.de

Jasmin Arbabian-Vogel bei der Eröffnung der Intensivpflege-WG� Foto: Bärbel Triller

// Wir wollen den Alltag 
für die Bewohner so ge-
stalten, wie sie es vom 
eigenen Zuhause ge-
wohnt sind. //

Jasmin Arbabian-Vogel

Neue Häusliche Krankenpflege-Richtlinie

Bundesausschuss: Der Stellenwert der Palliativversorgung soll gestärkt werden
Berlin // Der Gemeinsame Bundes-
ausschuss (G-BA) hat seine Regelun-
gen für die häusliche Krankenpflege 
hinsichtlich der besonderen Belange 
von Palliativpatienten im März an-
gepasst und damit die Vorgaben des 
im Dezember 2015 in Kraft getrete-
nen Gesetzes zur Verbesserung der 

Hospiz- und Palliativversorgung in 
Deutschland umgesetzt.

Durch diese Weiterentwicklung 
der Häusliche Krankenpflege-Richtli-
nie werde ergänzend zur spezialisier-
ten ambulanten Palliativversorgung 

(SAPV) die allgemeine Palliativversor-
gung im Rahmen der Regelversorgung 
gestärkt, vermeldete der Gemeinsame 
Bundesausschuss in einer Erklärung.

„Menschen, die ihre letzte Lebens-
phase in der häuslichen Umgebung 
verbringen, sind ganz besonders auf 
häusliche Krankenpflege im Rahmen 

der ambulanten Palliativversorgung 
angewiesen, denn gerade in den letz-
ten Tagen und Wochen können die 
körperlichen und psychischen Sym-
ptome beträchtlich zunehmen. Zwar 
standen Palliativpatienten auch schon 

bisher die Leistungen der häuslichen 
Krankenpflege zur Verfügung. Dies 
war in der Richtlinie aber nicht aus-
drücklich festgehalten und wird in 
den nun beschlossenen Anpassungen 
eindeutig formuliert. Zugleich wird 
dem besonderen Versorgungsbedarf 
dieser Patienten stärker Rechnung ge-
tragen“, sagte Prof. Josef Hecken, un-
parteiischer Vorsitzender des G-BA.

Auch aus dem zweiten Pflegestär-
kungsgesetz (PSG II) vom 21. Dezem-
ber 2015 hatte sich Anpassungs- und 
Prüfbedarf für die Häusliche Kran-
kenpflege-Richtlinie und das zuge-
hörige Leistungsverzeichnis erge-
ben, den der G-BA ebenfalls umsetzte. 
Mit der Anpassung wird die aus dem 
PSG II resultierende Änderung zu ver-
richtungsbezogenen krankheitsspe-
zifischen Pflegemaßnahmen in der 
Richtlinie nachvollzogen und sicher-

gestellt, dass die Versorgung mit 
häuslicher Krankenpflege auch zu-
künftig im gleichen Umfang erfolgt.

Klarstellung zur Abgabe von  
Medikamenten

Darüber hinaus wurde im Zuge die-
ser Richtlinienänderung klargestellt, 
dass die Medikamentengabe im Rah-
men der häuslichen Krankenpflege 
einerseits das Richten und anderer-
seits das Verabreichen der Medika-
mente umfasst und es sich hierbei 
um zwei unterschiedliche Leistungs-
inhalte handelt. 

Die Beschlüsse treten nach Nicht-
beanstandung durch das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Ver-
öffentlichung im Bundesanzeiger in 
Kraft. Wann dies der Fall sein wird, 
ist noch offen.� (ck)

Dem besonderen Versorgungsbedarf von Pallia-
tivpatienten soll Rechnung getragen werden.
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32 Minuten nimmt sich der Leser 
von CAREkonkret jede Woche Zeit für 

eine Ausgabe.

Quelle: Repräsentative Leseranalyse Pfl egezeitschriften 2015

Weitere Infos unter TelTelT . 030-81015270

www.attraktiver-arbeitgeber-pflege.de

Gefährdungsbeurteilung gemäß §5ArbSchG und 
Arbeitgeberattraktivität in einer 

Mitarbeiterbefragung!

ausgezeichnet als

2017

Der Arbeiter-Samariter-Bund ist Wohlfahrtsverband und Hilfsorganisation. Politisch und konfessionell ungebunden sieht der 
ASB seine wesentliche Leitlinie in der Solidarität mit allen Menschen, unabhängig von ihrer politischen, ethnischen, nationalen 
und religiösen Zugehörigkeit. Dabei begegnen wir Menschen mit Wertschätzung und setzen uns dafür ein, dass jeder Mensch 
sein Leben selbstbestimmt gestalten kann.

Wir suchen eine/n neue/n Kollegen oder Kollegin für unsere Landesgeschäftsstelle in Frankfurt als

Referent/in „Leben im Alter“
mit Schwerpunkt Stationäre Pflege

(in Vollzeit, unbefristet) 

Ihr Profil:
• Abgeschlossenes Master- oder Diplomstudium im Bereich Pflegewissenschaft, Soziale Arbeit o.ä.
• Leitungserfahrung im Bereich der stationären Altenhilfe 
• Fundierte Kenntnisse im Qualitätsmanagement
• Sie denken strategisch und konzeptionell und kennen die gesetzlichen und betriebswirtschaftlichen Grundlagen
• Sie verfügen über gute Kenntnisse in MS-Office-Anwendungen

Ihre Aufgabe: 
• Begleitung, Weiterentwicklung und Mitsteuerung des gesamten Fachbereiches „Leben im Alter“
• Fachliche Beratung der Geschäftsführung und der leitenden Mitarbeiter*innen in den  

ASB Gesellschaften für stationäre Pflege
• Beratung und Begleitung der Tagespflegen und Wohngemeinschaften für pflegebedürftige  

Menschen
• Kontinuierliche Weiterentwicklung und Prüfung der Qualitätsstandards im Bereich der  

stationären Pflege 
• Neu- und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten
• Unterstützung bei der Organisationsentwicklung einzelner Einrichtungen und des  

Leistungsbereiches stationäre Pflege
• Vertretung des ASB Hessen in Fachgremien und bei Fachtagungen
• Leitung von Facharbeitskreisen
• Durchführung fachspezifischer Projekte

Wir bieten Ihnen 
• Ein ansprechendes Gehalt in Verbindung mit den Sozialleistungen eines landesweit tätigen Wohlfahrtsverbandes 
• Umfassendes Fort-und Weiterbildungsangebot z.B. am ASB-Bildungswerk
• Eine abwechslungsreiche und verantwortungsvolle Tätigkeit in einem sehr kollegialen Team.

Interessiert? Dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbung!
Bitte senden Sie diese ausschließlich per Mail an Frau Marit Bohlmann, Mail: m.bohlmann@asb-hessen.de
Fragen zur Position beantwortet Ihnen gerne Herr Schoenicke, Referent Leben im Alter unter 069/54 84 04 4 49.
Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Hessen e.V.

Vorsprung durch Wissen
Altenpflege

Vincentz NetworkVincentz Network
T +49 511 9910-033
F +49 511 9910-029
buecherdienst@vincentz.net

www.altenpflege-online.net/shop 

Ursula Beckmann, Ilka Beckmann
Mit Mitarbeitern konstruktiv umgehen
Strategien für Führungskräfte in der Pflege
2016, 114 Seiten, kart.,
24,80 €, Best.-Nr. 868
Auch als eBook (ePub) erhältlich

Mit Mitarbeitern  
konstruktiv umgehen

Wie geht man als Wie geht man als 
Führungskraft mit Mit-Führungskraft mit Mit-
arbeitern in Konflikt-arbeitern in Konflikt-
situationen um? situationen um? 

Als PDL oder WBL er-Als PDL oder WBL er-
fahren Sie, wie sich fahren Sie, wie sich 
herausforderndes Ver-herausforderndes Ver-
halten von Mitarbei-halten von Mitarbei-
tern einordnen lässt. tern einordnen lässt. 
Profitieren Sie von Profitieren Sie von 
Handlungshilfen für Handlungshilfen für 
die Praxis, um unerdie Praxis, um uner-
wünschtes Verhalten wünschtes Verhalten 
mit angemessenen mit angemessenen 
Maßnahmen zu ver-Maßnahmen zu ver-
ändern.

Für eine ambulant betreute Intensiv-Wohn gemeinschaft im 
Herzen von Hamburg suchen wir ab sofort ein engagiertes 
Führungsteam.

Pflegedienstleitung und 
stellv. Pflegedienstleitung 
Intensivpflege (m/w) 
Aufgaben:
• Fachliche Anleitung Ihres Teams
•  Mitarbeiterorientierte & wirtschaftliche Personal­

einsatzplanung
•  Sicherung der Qualitätsstandards & der 

 Kundenzufriedenheit
•  Kundenberatung (SGB V, SGB XI, SGB XII) sowie 

 Kosten klärung

Profil:
•  Abgeschlossene Ausbildung zur Pflege fachkraft oder 

 Pflegestudium
•  PDL­Ausbildung (min. 800 h), > 2 Jahre Berufs­/Führungs­

erfahrung in der Beatmungspflege
•  Engagierte und gewissenhafte Arbeitsweise
•  Motivierende, starke Persönlichkeit 

Was wir bieten:
•  Begleitung der Einarbeitung durch persönliches Coaching 

& Erfahrungsaustausch mit anderen PDL
•  Verantwortungsvoller Aufgabenbereich mit einem hohem 

Maß an Eigenständigkeit
•  Spezialisiertes Fort­ & Weiterbildungsangebot an der 

 unternehmenseigenen Akademie
•  Betriebliche Altersversorgung, Gesundheitsförderung
•  Hamburg, Deine neue Perle?  

Wir helfen bei der Wohnungssuche!

Ansprechpartnerin:
Melanie Blank
bewerbung@renafan.de
Tel.: 030 43 81 90-0
www.renafan.jobs
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Sie sind Pflegefachkraft und auf der Suche nach echten 
 Perspektiven? Für eine ambulant betreute Intensiv-   
Wohn gemeinschaft im Herzen von Hamburg suchen wir  
ab sofort in Voll- oder Teilzeit eine 

Exam. Pflegefachkraft intensiv (m/w) 

Aufgaben:
•  Anspruchsvolle pflegerische Versorgung
•   Intensiver Kontakt und Austausch mit den BewohnerInnen 

und Angehörigen
• Praxisanleiter-Tätigkeiten – wir bilden aus!
 
Profil:
•  Abgeschlossenes Examen (Kinderkranken-/Krankenpflege, 

Altenpflege, Sanitäter,  Hebamme)
•  Interesse am intensiven Austausch mit schwer kranken 

 Menschen
• Sorgfalt und Einfühlungsvermögen
•  Erfahrungen in der Beatmungspflege

Was wir bieten:
•  Viel Zeit für die Pflege/Bezugspflege
•  Gute Konditionen zzgl. Prämien, Urlaubs-  

und Weihnachtsgeld 
• Zuschläge bis 100 %
•  Viel Gestaltungsspielraum & echte Karrieremöglichkeiten
•  Gemeinsame, familienfreundliche Dienst- und Urlaubs-

planung
•  Laufend Fort- und Weiterbildungen in der unternehmens-

eigenen Akademie – kostenlos!
•   Wellnessmassage 1x monatlich

Bei RENAFAN 
denke ich an 
Möglichkeiten.“
Susann T.,
Gruppenleitung Inten-
siv

Ansprechpartnerin:
Melanie Blank
bewerbung@renafan.de
Tel.: 030 43 81 90-0
www.renafan.jobs

Für eine ambulant betreute Intensiv-Wohn gemeinschaft im 
Herzen von Hamburg suchen  wir ab sofort eine engagierte 
Führungskraft.

Teamleitung Intensivpflege (m/w) 

Aufgaben:
•  Mitarbeiterorientierte Dienstplanung,  Fall- und Teambe-

sprechungen
•  Erstellung der individuellen Förder programme &  

ihre Dokumentation
•  Anregung von Kommunikation und Kontakten zwischen  

den BewohnerInnen
•  Förderung kognitiver Fähigkeiten, der Selbstständigkeit & 

 lebenspraktischer Kompetenz
•  Beschäftigungs- und kreativtherapeutische Angebote, 

 Biografiearbeit

Profil:
•  Abgeschlossenes Examen (Pflege fachkraft) 
•  zwei Jahre Berufs- bzw. Führungserfahrung in der 

 Beatmungspflege
•  Sensibilität, Einfühlungsvermögen und 

 Verantwortungsbewusstsein
• Kooperations- und Teamfähigkeit

Was wir bieten:
•  Begleitung der Einarbeitung durch erfahrene KollegInnen
•  Anspruchsvoller Aufgabenbereich mit viel Raum zum 

eigen ständigen Arbeiten
•  Spezialisiertes Fort- & Weiterbildungsangebot an der 

unter nehmenseigenen Akademie
• Wellnessmassage 1x monatlich
•  Hamburg, Deine neue Perle?  

Wir helfen bei der Wohnungssuche!

Ansprechpartnerin:
Melanie Blank
bewerbung@renafan.de
Tel.: 030 43 81 90-0
www.renafan.jobs

4.536  
Abonnenten 

vertrauen  
jede Woche der 

einzigen Wochen­
zeitung für das 

Management der 
Pflegebranche in 

Deutschland.

Quelle: IVW II/2016

ANZEIGEN­
SCHLUSS …

... ist donnerstags, 
8 Tage vor dem 
gewünschten  
Erscheinungs­

termin!
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Pflege-Anbieter Pur Vital aus Bayern sieht „gute Ausgangsbasis“ für Energieoptimierung

Energieaudit muss nicht nur Pflichtübung sein
Unternehmen einer bestimmten Größe sind zu einem 

Energieaudit verpflichtet. Das bietet zugleich Chancen, 

denn der Auditbericht zeigt auch Einparpotenziale auf.

Von Thomas Krüger

Stephanskirchen // Für Mario Mitter-
meier, Geschäftsführer der Pur Vi-
tal Altenhilfe GmbH, war die Sache 
klar: Mit seinen über 650 Mitarbei-
tern würde der private Pflege-An-
bieter mit Sitz in Stephanskirchen 
(Landkreis Rosenheim) nicht um ein 
Energieaudit herumkommen. Be-
richte in der Fachpresse hatten Mit-
termeier auf die neue gesetzliche Re-
gelung aufmerksam gemacht, nach 
der alle Unternehmen mit mehr als 
250 Beschäftigten oder einem Jah-
resumsatz von mehr als 50 Millionen 
Euro zur systematischen Erfassung 
von Energieeinsatz und -verbrauch 
verpflichtet sind. 

Die Pur Vital Altenhilfe betreibt 
insgesamt sechs Pflegeheime mit 667 
Plätzen in den bayerischen Landkrei-
sen Altötting, Traunstein, Rosenheim 
sowie in Straubing. Außerdem bietet 
sie Betreutes Wohnen, einen ambu-
lanten Pflegedienst und Essen auf 
Rädern an. Geführt wird die Gesell-
schaft gemeinsam von Mario Mit-
termeier und seinem Bruder Markus. 

Die Leitung von Pur Vital erkannte 
neben der gesetzlichen Verpflichtung 
zum Energieaudit auch die dadurch 
gebotenen Chancen: Der zu erstel-
lende Auditbericht würde umfassend 
mögliche Einsparpotenziale im Ener-
giebereich aufzeigen – bei den Kosten 
als auch beim Verbrauch – und damit 
eine solide Grundlage für unterneh-
merische Entscheidungen bieten. 
„Das ist für uns nicht nur aus finanzi-
eller Sicht bedeutsam –wir sehen auch 
eine ökologische Verantwortung und 
wollen die Umweltbelastung reduzie-
ren“, sagt Mario Mittermeier. 

In einer Information des Bundes-
verbandes privater Anbieter sozialer 
Dienste (bpa) stieß die Geschäftslei-
tung von Pur Vital auf das Beratungs-
Unternehmen BFE Institut für Ener-
gie und Umwelt aus Mühlhausen bei 
Heidelberg. Im Sommer 2015 begann 

die Zusammenarbeit. Seitens Pur Vi-
tal wurde Geschäftsführer Mario Mit-
termeier als Energieverantwortlicher 
benannt. 

Neben Strom schlagen vor allem 
Gas und Heizöl zu Buche

Der Pflege-Anbieter hatte zunächst 
eine Übersicht der Energieabrech-
nungen und -lieferverträge für die 
letzten zwei Jahre zur Verfügung zu 
stellen, ebenso eine Liste der – neben 
den Heizanlagen – größeren Energie-
verbraucher. Neben Strom schlagen 
in den Pflegeheimen von Pur Vital 
vor allem Erdgas und Heizöl zu Buche. 
Den Stromverbrauch beziffert Mitter-
meier auf 1,2 Mio. Kilowattstunden 
(kWh) jährlich, Gas und Heizöl kom-
men zusammen auf 2,5 Mio. kWh. 

Die gelieferten Daten dienten zur 
Vorbereitung detaillierter Bestands-
aufnahmen vor Ort. Bald wurde klar, 
dass nicht in allen Heimen solche 
Begehungen durchgeführt werden 
mussten. Da die Pflegeheime nach 
der Art der dort ausgeübten Tätig-
keiten, ihrer Größe, Beschäftigten-

zahl, der Verbrauchsprofile und des 
Baujahrs im Wesentlichen gleich-
artig sind, konnte ein sogenanntes 
„Cluster“ gebildet werden – eine re-
präsentative Auswahl von dreien 
der sechs Heime: Oberaudorf, Strau-
bing und Garching an der Alz. Hinzu 
kam die Verwaltung von Pur Vital in 
Stephanskirchen. 

Zwei Tage benötigte der Auditor 
für die Inspektion der Einrichtungen. 
Eine intensive Analyse der Beobach-
tungen und Messungen schloss sich 
an, ehe das Pflege-Unternehmen ei-
nen umfangreichen Auditbericht er-
hielt. Ein Blick auf das Zahlenmaterial 
zeigt, dass in der Tat die Heizenergie 
bis zu zwei Drittel des Verbrauchs 
bewirkt. Spitzenreiter bei den Kos-
ten war aber mit rund 60 Prozent 
die Elektrizität. Hier wiederum bele-
gen die Küchen, die Beleuchtung, die 
Spülmaschinen und Wäschereien in 
allen Heimen vordere Plätze. 

Ein zentraler Punkt des Berichtes 
ist die Zusammenfassung der Ein-
sparpotenziale in den untersuchten 
Pflegeheimen. Die durch den von BFE 

entsandten Auditor empfohlenen 
Maßnahmen beziehen sich in erster 
Linie auf die Bereiche Beleuchtung, 
Wäscherei und die Spülmaschinen. 
Diese Liste wird ergänzt durch eine 
Berechnung der jeweiligen Amortisa-
tionszeiten und eine Einstufung der 
Maßnahmen nach Prioritäten. 

Einsparpotenzial von runf fünf 
Prozent

Würde tatsächlich alles umgesetzt, 
ergäbe sich für die drei begutachte-
ten Pflege-Einrichtungen eine Ver-
brauchsminderung von rund fünf 
Prozent. Der Ausstoß an Kohlendioxid 
könnte sich um etwa sieben Prozent 
reduzieren – ein praktischer Beitrag 
zum Klimaschutz. Obendrein würde 
das Budget um knapp ein Zehntel 
entlastet. Die gewonnenen Erkennt-
nisse, so heißt es im Bericht, seien auf 
die übrigen Heime übertragbar. 

Pur Vital müsste natürlich an ver-
schiedenen Stellen auch etwas inves-
tieren, um später die Kostenvorteile 
zu heben. „Das will wohl überlegt 

sein“, sagt Mario Mittermeier. Die Ge-
schäftsleitung kann frei entscheiden, 
welche Empfehlungen sie zu wel-
chem Zeitpunkt aufgreifen will oder 
eben nicht – ein Energieaudit zwingt 
nicht zu bestimmten Maßnahmen. 
Begonnen wurde bereits mit dem 
sukzessiven Austausch der vorhande-
nen Beleuchtung gegen LED-Leucht-
körper in den sechs Häusern. 

Mit dem Energieaudit hat der 
Pflege-Anbieter die Anforderungen 
des Energiedienstleistungs-Gesetzes 
erfüllt. Auf Anforderung des zustän-
digen Bundesamtes BAFA kann das 
Unternehmen den Bericht vorlegen. 
Mario Mittermeier freut sich noch 
aus einem anderen Grund: „Wir ha-
ben nun eine gute Ausgangsbasis für 
die zukünftige Optimierung unseres 
Energiehaushaltes.“ 

ee Infos: pur-vital.de; bfs-institut.
com

ee Thomas Krüger, Pressebüro für 
Kirche und Gesellschaft, Min-
den. krueger-pressebuero.de

Bei der bayerischen Pur Vital Altenhilfe GmbH - hier das Pflegezentrum in Garching – war die Elektrizität mit rund 60 Prozent Spitzen-

reiter bei den Kosten. Hier belegen die Küchen, die Beleuchtung, die Spülmaschinen und Wäschereien in allen Heimen vordere Plätze.

� Foto: PUR VITAL

Fo
to

: p
ri

va
t

// Wir sehen auch 
eine ökologische  
Verantwortung und 
wollen die Umweltbe-
lastung reduzieren //

Mario Mittermeier

Sky in Gemeinschaftsräumen von Pflegeheimen

Beste Unterhaltung für jedes Alter
Unterföhring//  Seniorenheim-Betrei-
ber können ab sofort ihren Bewoh-
nern beste TV-Unterhaltung von Sky 
in Gemeinschaftsräumen bieten, bis-
lang war dies nur auf den Zimmern 
möglich. Spannende Live-Sportüber-
tragungen, gefühlvolle Serien und 
Heimatfilme sowie Musikfernsehen 
regen zu gemeinsamen Fernsehaben-
den und Events rund um die verschie-
denen TV-Sendungen an. 

Die Einrichtung des Caritasver-
bands in Moers-Xanten in Nordrhein-
Westfalen begeistert die Senioren 
bereits mit dem neuen Angebot für 
Gemeinschaftsräume. Neben umfas-
sender Live-Sportberichterstattung 
durch die Sender Sky Bundesliga HD, 
Sky Sport HD, Sky Sport Austria HD 
sowie Eurosport 2 HD sehen die Be-
wohner mit den Sendern Romance 
TV, Heimatkanal und Goldstar TV 
gefühlvolle Serien und Filme, die be-
liebtesten Heimatfilme, Heimatthe-

ater und Volksmusik sowie die ganze 
Welt des Schlagers mit den größten 
Hits, exklusiven Konzerten und In-
terviews mit beliebten Stars. Fred 
Krusch, Einrichtungsleiter Caritas-
verband Moers-Xanten: „Sky in den 
Gemeinschaftsräumen eines Senio-
renheims wirkt der Isolation der Be-
wohner auf ihren Zimmern entgegen. 
Gemeinschaftliches Fernsehen und 
kleine Events rund um die TV-Sen-
dungen regen zu gemeinsamen Ak-
tivitäten an und ein Ort des Zusam-
menseins entsteht.“

Nino Treusch, Director Strategy & 
National Accounts bei Sky Business 
Solutions: „Bei Sky Business Solutions 
setzen wir uns dafür ein, Sky jenseits 
des klassischen Privatabonnements 
so vielen Kundengruppen wie mög-
lich verfügbar zu machen.“

ee Info: business.sky.de/senioren-
heime

Neues Positionierungskissen

Kissen mit Formgedächtnis minimiert Druckpunkte

Wentorf b. Hamburg// Für die Pflege 
unverzichtbar ist eine optimale Po-
sitionierung des Patienten. Spezial-
kissen wie das „kranich ATP-Kissen“, 
eine Materialinnovation viscoelasti-
scher Schäume, stützen und entlas-
ten. Das Funktionsprinzip des neuen 
kranich ATP-Kissens übertrifft die 
Eigenschaften der Daunenfüllung 

durch eine Materialinnovation: 
Erstmalig können viscoelastische 
Schäume unterschiedlicher Oberflä-
chenstrukturen den gewünschten 
Verklettungseffekt erzielen. 

In Bezug auf Hygiene, Thermo-
elastizität, Waschzyklen und Langle-
bigkeit sind sie natürlichen Füllstof-
fen deutlich überlegen. Entwickelt 

wurde das neue Positionierungskis-
sens von Björn Kranich, Geschäfts-
führer der Kranichconcept GmbH, 
die den Care-Bereich mit Spezialpro-
dukten ausstattet. 

Für das kranich ATP-Kissen wer-
den Schäume verschiedener Ma-
terialstärken und -kombinationen 
mit unterschiedlichen Oberflächen-
strukturen eingesetzt. Spezielle Po-
lymere verleihen dem Schaum eine 
Art Formgedächtnis. Der Körper kann 
weich in das Kissen einsinken und 
wird nachhaltig gestützt, die Mus-
kulatur entspannt sich. Es passt sich 
jeder Körperkontur exakt an, wobei 
Druckpunkte minimiert werden. The-
rapiegerecht spezifiziert und ausgie-
big getestet wurde die Produktin-
novation von Pflegeexperten im 
Hamburger Albertinen-Haus.

ee Info: kranich-care.de


